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§ 6a 

Experimentierklausel 
  
(1) Zur Weiterentwicklung der Grundsicherung für Arbeitsuchende sollen 

an Stelle der Agenturen für Arbeit als Träger der Leistung nach § 6 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 im Wege der Erprobung kommunale Träger im Sinne des § 6 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 zugelassen werden können. Die Erprobung ist 
insbesondere auf alternative Modelle der Eingliederung von Arbeitsuchenden 
im Wettbewerb zu den Eingliederungsmaßnahmen der Agenturen für Arbeit 
ausgerichtet. 

  
(2) Auf Antrag werden kommunale Träger vom Bundesministerium für 

Arbeit und Soziales als Träger im Sinne des § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates zugelassen, wenn sie 
sich zur Schaffung einer besonderen Einrichtung nach Absatz 6 und zur 
Mitwirkung an der Wirkungsforschung nach § 6c verpflichtet haben ( 
zugelassene kommunale Träger). Für die Antragsberechtigung gilt § 6 Abs. 3 
entsprechend. 

  
(3) Die Zahl der zugelassenen kommunalen Träger beträgt höchstens 69. 

Zur Bestimmung der zuzulassenden kommunalen Träger werden zunächst bis 
zum Erreichen von Länderkontingenten, die sich aus der Stimmenverteilung 
im Bundesrat (Artikel 51 des Grundgesetzes) ergeben, die von den Ländern 
nach Absatz 4 benannten kommunalen Träger berücksichtigt. Nicht 
ausgeschöpfte Länderkontingente werden verteilt, indem die Länder nach 

 
 

§ 6a 
Zugelassene kommunale Träger 

 
(1) Die Zulassungen der auf Grund der Kommunalträger-
Zulassungsverordnung in der Fassung vom 24. September 2004 (BGBl. I S. 
2349) anstelle der Bundesagentur als Träger der Leistungen nach § 6 Absatz 
1 Satz 1 Nummer 1 zugelassenen kommunalen Träger werden vom 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales durch Rechtsverordnung über den 
31. Dezember 2010 hinaus unbefristet verlängert, wenn die zugelassenen 
kommunalen Träger gegenüber der zuständigen obersten Landesbehörde die 
Verpflichtungen nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 und 5 bis zum 30. 
September 2010 anerkennen.  
 
(2) Auf Antrag wird eine begrenzte Zahl weiterer kommunaler Träger vom 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales als Träger im Sinne des § 6 Absatz 
1 Satz 1 Nummer 1 durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates zugelassen, wenn sie 
 
1. geeignet sind, die Aufgaben zu erfüllen,  
 
2. sich verpflichten, eine besondere Einrichtung nach Absatz 5 zu schaffen,  
 
3. sich verpflichten, mindestens 90 Prozent der Beamten und Arbeitnehmer 
der Bundesagentur, die zum Zeitpunkt der Zulassung mindestens seit 24 
Monaten in der im Gebiet des kommunalen Trägers gelegenen 
Arbeitsgemeinschaft oder Agentur für Arbeit in getrennter 
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ihrer Einwohnerzahl nach den Erhebungen des Statistischen Bundesamtes 
zum 31. Dezember 2002 in eine Reihenfolge gebracht werden. Entsprechend 
dieser Länderreihenfolge wird bei der Zulassung von kommunalen Trägern 
jeweils der in der Nennung des Landes nach Absatz 4 am höchsten gereihte 
kommunale Träger berücksichtigt, der bis dahin noch nicht für die Zulassung 
vorgesehen war. 

  
(4) Der Antrag des kommunalen Trägers ist an die Zustimmung der 

zuständigen obersten Landesbehörde gebunden. Stellen in einem Land mehr 
kommunale Träger einen Antrag auf Zulassung als Träger im Sinne des § 6 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, als nach Absatz 3 zugelassen werden können, schlägt die 
oberste Landesbehörde dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales vor, 
in welcher Reihenfolge die antragstellenden kommunalen Träger zugelassen 
werden sollen. 

  
(5) Der Antrag kann bis zum 15. September 2004 mit Wirkung ab dem 1. 

Januar 2005 gestellt werden. Die Zulassung wird für einen Zeitraum von sechs 
Jahren erteilt. Die zugelassenen kommunalen Träger nehmen die 
Trägerschaft für diesen Zeitraum wahr. 

  
(6) Zur Wahrnehmung der Aufgaben an Stelle der Bundesagentur errichten 

die zugelassenen kommunalen Träger besondere Einrichtungen für die 
Erfüllung der Aufgaben nach diesem Buch. 

  
(7) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann mit Zustimmung 

der obersten Landesbehörde durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates die Zulassung widerrufen. Auf Antrag des zugelassenen 
kommunalen Trägers, der der Zustimmung der obersten Landesbehörde 
bedarf, widerruft das Bundesministerium für Arbeit und Soziales die Zulassung 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates. In den Fällen 
des Satzes 2 endet die Trägerschaft, wenn eine Arbeitsgemeinschaft mit der 
Agentur für Arbeit gebildet worden ist, im Übrigen ein Jahr nach der 
Antragstellung. 

 

Aufgabenwahrnehmung im Aufgabenbe- reich nach § 6 Absatz 1 Satz 1 tätig 
waren, vom Zeit- punkt der Zulassung an, dauerhaft zu beschäftigen,  
 
4. sich verpflichten, mit der zuständigen Landesbehörde eine Zielvereinbarung 
über die Leistungen nach diesem Buch abzuschließen, und  
 
5. sich verpflichten, die in der Rechtsverordnung nach § 51b Absatz 1 Satz 2 
festgelegten Daten zu erheben und gemäß den Regelungen nach § 51b 
Absatz 4 an die Bundesagentur zu übermitteln, um bundeseinheitliche 
Datenerfassung, Ergebnisberichterstattung, Wirkungsforschung und 
Leistungsvergleiche zu ermöglichen.  
 
Für die Antragsberechtigung gilt § 6 Absatz 3 entsprechend. Der Antrag bedarf 
in den dafür zuständigen Vertretungskörperschaften der kommunalen Träger 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder sowie der Zustimmung der 
zuständigen obersten Landesbehörde. Die Anzahl der nach den Absätzen 1 
und 2 zugelassenen kommunalen Träger beträgt höchstens 25 Prozent der 
zum 31. Dezember 2010 bestehenden Arbeitsgemeinschaften nach § 44b in 
der bis zum … geltenden Fassung, zugelassenen kommunalen Trägern sowie 
der Kreise und kreisfreien Städte, in denen keine Arbeitsgemeinschaft nach § 
44b in der bis zum … geltenden Fassung errichtet wurde (Aufgabenträger).  
 
(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, 
Voraussetzungen der Eignung nach Absatz 2 Nummer 1 und deren 
Feststellung sowie die Verteilung der Zulassungen nach den Absätzen 2 und 4 
auf die Länder durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu 
regeln.  
 
(4) Der Antrag nach Absatz 2 kann bis zum 31. Dezember 2010 mit Wirkung 
zum 1. Januar 2012 gestellt werden. Darüber hinaus kann vom 30. Juni 2015 
bis zum 31. Dezember 2015 mit Wirkung zum 1. Januar 2017 ein Antrag auf 
Zulassung gestellt werden, soweit die Anzahl der nach den Absätzen 1 und 2 
zugelassenen kommunalen Träger 25 Prozent der zum 1. Januar 2015 
bestehen- den Aufgabenträger nach Absatz 2 Satz 4 unterschreitet. Die 
Zulassungen werden unbefristet erteilt.  
 
(5) Zur Wahrnehmung der Aufgaben anstelle der Bundesagentur errichten und 
unterhalten die zugelassenen kommunalen Träger besondere Einrichtungen 
für die Erfüllung der Aufgaben nach diesem Buch.  



 
(6) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann mit Zustimmung der 
zuständigen obersten Landesbehörde durch Rechtsverordnung ohne 
Zustimmung des Bundesrates die Zulassung widerrufen. Auf Antrag des 
zugelassenen kommunalen Trägers, der der Zustimmung der zuständigen 
obersten Landesbehörde bedarf, widerruft das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales die Zulassung durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates. Die Trägerschaft endet mit Ablauf des auf die Antragstellung 
folgenden Kalenderjahres.  
 
(7) Auf Antrag des kommunalen Trägers, der der Zustimmung der obersten 
Landesbehörde bedarf, widerruft, beschränkt oder erweitert das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales die Zulassung nach Absatz 1 oder 
2 durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates, wenn und 
soweit die Zulassung auf Grund einer kommunalen Neugliederung nicht mehr 
dem Gebiet des kommunalen Trägers entspricht. Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 
bis 5 gilt bei Erweiterung der Zulassung entsprechend. Der Antrag nach Satz 1 
kann bis zum 1. Juli eines Kalenderjahres mit Wirkung zum 1. Januar des 
folgen- den Kalenderjahres gestellt werden. 
 
 

§ 6b 
Rechtsstellung der zugelassenen kommunalen Träger 

  
(1) Die zugelassenen kommunalen Träger sind an Stelle der 

Bundesagentur im Rahmen ihrer örtlichen Zuständigkeit Träger der Aufgaben 
nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 mit Ausnahme der sich aus den §§ 44b, 50, 51a, 
51b, 53, 55 und 65d ergebenden Aufgaben. Sie haben insoweit die Rechte 
und Pflichten der Agentur für Arbeit. 

  
(2) Der Bund trägt die Aufwendungen der Grundsicherung für 

Arbeitsuchende einschließlich der Verwaltungskosten mit Ausnahme der 
Aufwendungen für Aufgaben nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2. § 46 Abs. 1 Satz 4, 
Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. § 46 Abs. 5 bis 8 bleibt unberührt. 

  
(3) Der Bundesrechnungshof ist berechtigt, die Leistungsgewährung zu 

§ 6b 
Rechtsstellung der zugelassenen kommunalen Träger 

  
(1) Die zugelassenen kommunalen Träger sind an Stelle der Bundesagentur 
im Rahmen ihrer örtlichen Zuständigkeit Träger der Aufgaben nach § 6 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 mit Ausnahme der sich aus den §§ 44b, 48b, 50, 51a, 51b, 53, 55, 
56 Absatz 2, §§ 64 und 65d ergebenden Aufgaben. Sie haben insoweit die 
Rechte und Pflichten der Agentur für Arbeit. 

  
(2) Der Bund trägt die Aufwendungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
einschließlich der Verwaltungskosten mit Ausnahme der Aufwendungen für 
Aufgaben nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2. § 46 Absatz 1 Satz 4, Absatz 2 und 3 
Satz 1 gilt entsprechend. § 46 Abs. 5 bis 9 bleibt unberührt. 

  
(3) Der Bundesrechnungshof ist berechtigt, die Leistungsgewährung zu 

prüfen. 



prüfen. 
 

 
(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozia- les prüft, ob Einnahmen und 
Ausgaben in der besonderen Einrichtung nach § 6a Absatz 5 begründet und 
belegt sind und den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
entsprechen. Die Prüfung kann in einem vereinfachten Verfahren erfolgen, 
wenn der zugelassene kommunale Träger ein Verwaltungs- und 
Kontrollsystem errichtet hat, das die Ordnungsmäßigkeit der Berechnung und 
Zahlung gewährleistet und er dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
eine Beurteilung ermöglicht, ob Aufwendungen nach Grund und Höhe vom 
Bund zu tragen sind. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kündigt 
örtliche Prüfungen bei einem zugelassenen kommunalen Träger gegenüber 
der nach §§ 48 Absatz 1 zuständigen Landesbehörde an und unterrichtet sie 
über das Ergebnis der Prüfung. 

(5) Das Bundesministerium für Arbeit und Sozia- les kann von dem 
zugelassenen kommunalen Träger die Erstattung von Mitteln verlangen, die 
er zu Lasten des Bundes ohne Rechtsgrund erlangt hat. Der zu er- stattende 
Betrag ist während des Verzugs zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt 
für das Jahr 3 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz. 

 
  

6c 
Wirkungsforschung zur Experimentierklausel 

  
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales untersucht die 

Wahrnehmung der Aufgaben durch die zugelassenen kommunalen Träger im 
Vergleich zur Aufgabenwahrnehmung durch die Agenturen für Arbeit und 
berichtet den gesetzgebenden Körperschaften des Bundes bis zum 31. 
Dezember 2008 über die Erfahrungen mit den Regelungen nach den §§ 6a bis 
6b. Die Länder sind bei der Entwicklung der Untersuchungsansätze und der 
Auswertung der Untersuchung zu beteiligen. 

 

 
§ 6c 

 
Personalübergang bei Zulassung weiterer kommunaler Träger und bei 

Beendigung der Trägerschaft 
 
(1) Die Beamten und Arbeitnehmer der Bundesagentur, die am Tag vor der 
Zulassung eines weiteren kommunalen Trägers nach § 6a Absatz 2 und 
mindestens seit 24 Monaten Aufgaben der Bundesagentur als Träger nach § 6 
Absatz 1 Nummer 1 in dem Gebiet des kommunalen Trägers wahrgenommen 
haben, treten zum Zeitpunkt der Neuzulassung kraft Gesetzes in den Dienst 
des kommunalen Trägers über. Für die Auszubildenden bei der 
Bundesagentur gilt Satz 1 entsprechend. Die Versetzung eines nach Satz 1 
übergetretenen Beamten vom kommunalen Träger zur Bundesagentur bedarf 
nicht der Zustimmung der Bundesagentur, bis sie 10 Prozent der nach Satz 1 
übergetretenen Beamten und Arbeitnehmer wieder aufgenommen hat. Bis 
zum Erreichen des in Satz 3 genannten Anteils ist die Bundesagentur zur 
Wiedereinstellung eines nach Satz 1 übergetretenen Arbeitnehmers 
verpflichtet, der auf Vorschlag des kommunalen Trägers dazu bereit ist. Die 



Versetzung und Wiedereinstellung im Sinne der Sätze 3 und 4 ist innerhalb 
von drei Monaten nach dem Zeitpunkt der Neuzulassung ab- zuschließen. Die 
Sätze 1 bis 5 gelten entsprechend für Zulassungen nach § 6a Absatz 4 Satz 2 
sowie Erweiterungen der Zulassung nach § 6a Absatz 7.  
 
(2) Endet die Trägerschaft eines kommunalen Trägers nach § 6a, treten die 
Beamten und Arbeitnehmer des kommunalen Trägers, die am Tag vor der 
Beendigung der Trägerschaft Aufgaben anstelle der Bundesagentur als Träger 
nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 durchgeführt haben, zum Zeitpunkt der 
Beendigung der Trägerschaft kraft Gesetzes in den Dienst der Bundesagentur 
über. Für die Auszubildenden bei dem kommunalen Träger gilt Satz 1 
entsprechend. 
  
(3) Treten Beamte auf Grund des Absatzes 1 oder 2 kraft Gesetzes in den 
Dienst eines anderen Trägers über, wird das Beamtenverhältnis mit dem 
anderen Träger fortgesetzt. Treten Arbeitnehmer auf Grund des Absatzes 1 
oder 2 kraft Gesetzes in den Dienst eines anderen Trägers über, tritt der neue 
Träger unbeschadet des Satzes 3 in die Rechte und Pflichten aus den 
Arbeitsverhältnissen ein, die im Zeitpunkt des Übertritts bestehen. Vom 
Zeitpunkt des Übertritts an sind die für Arbeitnehmer des neuen Trägers 
jeweils geltenden Tarifverträge ausschließlich anzuwenden. Den Beamten 
oder Arbeitnehmern ist die Fortsetzung des Beamten- oder 
Arbeitsverhältnisses von dem aufnehmenden Träger schriftlich zu bestätigen. 
Für die Verteilung der Versorgungslasten hinsichtlich der auf Grund der 
Absätze 1 oder 2 übertretenden Beamten gilt §§ 107b des 
Beamtenversorgungsgesetzes entsprechend. Mit Inkrafttreten des 
Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrags sind für die jeweils beteiligten 
Dienstherrn die im Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag bestimmten 
Regelungen entsprechend anzuwenden 
 
(4) Beamten, die nach Absatz 1 oder 2 kraft Gesetzes in den Dienst eines 
anderen Trägers übertreten, soll ein gleich zu bewertendes Amt übertragen 
werden, das ihrem bisherigen Amt nach Bedeutung und Inhalt ohne 
Berücksichtigung von Dienststellung und Dienstalter entspricht. Wenn eine 
dem bisherigen Amt entsprechende Verwendung im Ausnahmefall nicht 
möglich ist, kann ihnen auch ein anderes Amt mit geringerem Grundgehalt 
übertragen werden. Verringert sich nach Satz 1 oder 2 der Gesamtbetrag von 
Grundgehalt, allgemeiner Stellenzulage oder entsprechender 
Besoldungsbestandteile und anteiliger Sonderzahlung (auszugleichende 



Dienstbezüge), hat der aufnehmende Träger eine Ausgleichszulage zu 
gewähren. Die Ausgleichszulage bemisst sich nach der Differenz zwischen 
den auszugleichenden Dienstbezügen beim abgebenden Träger und beim 
aufnehmenden Träger zum Zeitpunkt des Übertritts. Auf die Ausgleichszulage 
werden alle Erhöhungen der auszugleichenden Dienstbezüge beim 
aufnehmenden Träger angerechnet. Die Ausgleichszulage ist ruhegehaltfähig. 
Als Bestandteil der Versorgungsbezüge vermindert sich die Ausgleichszulage 
bei jeder auf das Grundgehalt bezogenen Erhöhung der Versorgungsbezüge 
um diesen Erhöhungsbetrag. Im Fall des Satzes 2 dürfen die Beamten neben 
der neuen Amtsbezeichnung die des früheren Amtes mit dem Zusatz „außer 
Dienst“ („a. D.“) führen. 
 
(5) Arbeitnehmern, die nach Absatz 1 oder 2 kraft Gesetzes in den Dienst 
eines anderen Trägers übertreten, soll grundsätzlich eine tarifrechtlich 
gleichwertige Tätigkeit übertragen werden. Wenn eine derartige Verwendung 
im Ausnahmefall nicht möglich ist, kann ihnen eine niedriger bewertete 
Tätigkeit übertragen werden. Verringert sich das Arbeitsentgelt nach den 
Sätzen 1 und 2, ist eine Ausgleichszahlung in Höhe des Unterschiedsbetrages 
zwischen dem Arbeitsentgelt bei dem abgebenden Träger zum Zeitpunkt des 
Übertritts und dem jeweiligen Arbeitsentgelt bei dem aufnehmenden Träger zu 
zahlen. 

 
 

 § 6d 
 

Jobcenter 
 
Die gemeinsamen Einrichtungen nach §§ 44b und die zugelassenen 
kommunalen Träger nach §§ 6a führen die Bezeichnung Jobcenter. 
 
 
 
 
 

§ 18a 
Zusammenarbeit mit den für die Arbeitsförderung zuständigen Stellen 

  

§ 18a 
Zusammenarbeit mit den für die Arbeitsförderung zuständigen Stellen 

  



Beziehen erwerbsfähige Hilfebedürftige auch Leistungen der 
Arbeitsförderung, so sind die Agenturen für Arbeit, die zugelassenen 
kommunalen Träger und die Arbeitsgemeinschaften verpflichtet, bei der 
Wahrnehmung der Aufgaben nach diesem Buch mit den für die 
Arbeitsförderung zuständigen Dienststellen der Bundesagentur für Arbeit eng 
zusammenzuarbeiten. Sie unterrichten diese unverzüglich über die ihnen 
insoweit bekannten, für die Wahrnehmung der Aufgaben der Arbeitsförderung 
erforderlichen Tatsachen, insbesondere über 
1.    die für erwerbsfähige Hilfebedürftige, die auch Leistungen der 

Arbeitsförderung beziehen, vorgesehenen und erbrachten Leistungen zur 
Eingliederung in Arbeit, 

2.
 

    den Wegfall der Hilfebedürftigkeit bei diesen Personen. 

Beziehen erwerbsfähige Hilfebedürftige auch Leistungen der Arbeitsförderung, 
so sind die Agenturen für Arbeit, die zugelassenen kommunalen Träger und 
die gemeinsamen Einrichtungen verpflichtet, bei der Wahrnehmung der 
Aufgaben nach diesem Buch mit den für die Arbeitsförderung zuständigen 
Dienststellen der Bundesagentur für Arbeit eng zusammenzuarbeiten. Sie 
unterrichten diese unverzüglich über die ihnen insoweit bekannten, für die 
Wahrnehmung der Aufgaben der Arbeitsförderung erforderlichen Tatsachen, 
insbesondere über 
1.    die für erwerbsfähige Hilfebedürftige, die auch Leistungen der 

Arbeitsförderung beziehen, vorgesehenen und erbrachten Leistungen zur 
Eingliederung in Arbeit, 

2.
 

    den Wegfall der Hilfebedürftigkeit bei diesen Personen. 

  
§ 18b 

 
Kooperationsausschuss 

 
(1) Die zuständige oberste Landesbehörde und das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales bilden einen Kooperationsausschuss. Der 
Kooperationsausschuss koordiniert die Umsetzung der Grundsicherung für 
Arbeit- suchende auf Landesebene. Im Kooperationsausschuss vereinbaren 
das Land und der Bund jährlich die Ziele und Schwerpunkte der Arbeitsmarkt- 
und Integrationspolitik in der Grundsicherung für Arbeitsuchende auf 
Landesebene. § 48b bleibt unberührt. Die Verfahren zum Abschluss der 
Vereinbarungen zwischen Bund und Ländern werden mit den Verfahren zum 
Abschluss der Zielvereinbarungen zwischen dem Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales und der Bundesagentur sowie deren Konkretisierung in den 
Zielvereinbarungen der Bundesagentur und den gemeinsamen Einrichtungen 
abgestimmt. Der Kooperationsausschuss kann sich über die Angelegenheiten 
der gemeinsamen Einrichtungen unter- richten lassen. Der 
Kooperationsausschuss entscheidet darüber hinaus bei einer 
Meinungsverschiedenheit über die Weisungszuständigkeit im Verfahren nach 
§ 44e, berät die Trägerversammlung bei der Bestellung und Abberufung eines 
Geschäftsführers nach § 44c Absatz 2 Nummer 1 und gibt in den Fällen einer 
Weisung in grundsätzlichen Angelegenheiten nach § 44b Absatz 3 Satz 4 eine 
Empfehlung ab.  
 



(2) Der Kooperationsausschuss besteht aus sechs Mitgliedern, von denen drei 
Mitglieder von der zuständigen obersten Landesbehörde und drei Mitglieder 
vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales entsandt werden. Die 
Mitglieder des Kooperationsausschusses können sich vertreten lassen. An den 
Sitzungen soll in der Regel jeweils mindestens ein Mitarbeiter der zuständigen 
obersten Landesbehörde und des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
teilnehmen. 
 
(3) Die Mitglieder wählen einen Vorsitzenden. Kann im 
Kooperationsausschuss keine Einigung über die Person des Vorsitzenden 
erzielt werden, wird der Vorsitzende von den Vertretern des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales oder den Vertretern der 
zuständigen obersten Landesbehörde abwechselnd jeweils für zwei Jahre 
bestimmt; die erstmalige Bestimmung erfolgt durch die Vertreter des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales. Der Kooperationsausschuss 
gibt sich eine Geschäftsordnung. 

 
 

  
§ 18c 

 
Bund-Länder-Ausschuss 

 
(1) Beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ein Ausschuss für die 
Grundsicherung für Arbeitsuchende gebildet. Er beobachtet und berät die 
zentralen Fragen der Umsetzung der Grundsicherung für Arbeitsuchende und 
Fragen der Aufsicht nach den §§ 47 und 48, Fragen des Kennzahlenvergleichs 
nach §§ 48a Absatz 2 sowie Fragen der zu erhebenden Daten nach §§ 51b 
Absatz 1 Satz 2 und erörtert die Zielvereinbarungen nach § 48b Absatz 1.  
 
(2) Bei der Beobachtung und Beratung zentraler Fragen der Umsetzung der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie Fragen des Kennzahlenvergleichs 
nach §§ 48a Absatz 2 und Fragen der zu erhebenden Daten nach §§ 51b 
Absatz 1 Satz 2 ist der Ausschuss besetzt mit Vertretern der Bundesregierung, 
der Länder, der kommunalen Spitzenver- bände und der Bundesagentur. Der 
Ausschuss kann sich von den Trägern berichten lassen.  



(3) Bei der Beratung von Fragen der Aufsicht nach den §§ 47 und 48 ist der 
Ausschuss besetzt mit Vertretern der Bundesregierung und der 
Aufsichtsbehörden der Länder. Bund und Länder können dazu einvernehmlich 
Vertreter der kommunalen Spitzenverbände und der Bundesagentur einladen, 
sofern dies sachdienlich ist. 

  
 

§ 18d 
 

Örtlicher Beirat 
 
Bei jeder gemeinsamen Einrichtung nach § 44b wird ein Beirat gebildet. Der 
Beirat berät die Einrichtung bei der Auswahl und Gestaltung der 
Eingliederungsinstrumente und -maßnahmen. Die Trägerversammlung beruft 
die Mitglieder des Beirats auf Vorschlag der Beteiligten des örtlichen 
Arbeitsmarktes, insbesondere den Trägern der freien Wohlfahrtspflege, den 
Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer sowie den Kammern und 
berufs- ständischen Organisationen. Vertreter von Beteiligten des örtlichen 
Arbeitsmarktes, die Eingliederungsleistun- gen nach diesem Buch anbieten, 
dürfen nicht Mitglied des Beirats sein. Der Beirat gibt sich eine 
Geschäftsordnung. Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend für die 
zugelassenen kommunalen Träger mit der Maßgabe, dass die Berufung der 
Mitglieder des Beirats durch den zugelassenen kommunalen Träger erfolgt.  
 
 

  
§ 18e 

 
Beauftragte für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt 

 
(1) Die Trägerversammlungen bei den gemeinsamen Einrichtungen bestellen 
Beauftragte für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt aus dem Kreis der 
Beamten und Arbeitnehmer, denen in den gemeinsamen Einrichtungen 
Tätigkeiten zugewiesen worden sind. Sie sind unmittel- bar dem jeweiligen 
Geschäftsführer zugeordnet.  
 



(2) Die Beauftragten unterstützen und beraten die gemeinsamen 
Einrichtungen in Fragen der Gleichstellung von Frauen und Männern in der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende, der Frauenförderung sowie der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf bei beiden Geschlechtern. Hierzu zählen 
insbesondere Fragen der Beratung, der Eingliederung in Arbeit und 
Ausbildung sowie des beruflichen Wiedereinstiegs von Frauen und Männern 
nach einer Familienphase.  
 
(3) Die Beauftragten sind bei der Erarbeitung des örtlichen Arbeitsmarkt- und 
Integrationsprogramms der Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie bei der 
geschlechter- und familiengerechten fachlichen Aufgabenerledigung der 
gemeinsamen Einrichtung zu beteiligen. Sie haben ein Informations-, 
Beratungs- und Vorschlags- recht in Fragen, die Auswirkungen auf die 
Chancengleichheit von Frauen und Männern haben.  
 
(4) Die Beauftragten unterstützen und beraten erwerbsfähige Hilfebedürftige 
und die mit diesen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen, 
Arbeitgeber sowie Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganisationen in 
übergeordneten Fragen der Gleichstellung von Frauen und Männern in der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende, der Frauenförderung sowie der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf bei beiden Geschlechtern. Zur Sicherung 
der gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und Männern am Arbeitsmarkt 
arbeiten die Beauftragten mit den in Fragen der Gleichstellung im 
Erwerbsleben tätigen Stellen im Zuständigkeitsbereich der gemeinsamen 
Einrichtung zusammen.  
 
(5) Die gemeinsamen Einrichtungen werden in den Sitzungen kommunaler 
Gremien zu Themen, die den Aufgabenbereich der Beauftragten betreffen, 
von den Beauftragten vertreten.  
 
 
(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend für die zugelassenen 
kommunalen Träger. 
 

§ 40 
Anwendung von Verfahrensvorschriften 

  

§ 40 
Anwendung von Verfahrensvorschriften 

  



(1) Für das Verfahren nach diesem Buch gilt das Zehnte Buch. Die 
Vorschriften des Dritten Buches über 
1.
1a. die vorläufige Entscheidung (§ 328), 

    die Aufhebung von Verwaltungsakten (§ 330 Abs. 1, 2, 3 Satz 1 und 4), 

2.    die vorläufige Zahlungseinstellung (§ 331) und 
3.

sind entsprechend anwendbar. 

    die Erstattung von Beiträgen zur Kranken-, Renten- und 
Pflegeversicherung (§ 335 Abs. 1, 2 und 5) 

  
(2) Abweichend von § 50 des Zehnten Buches sind 56 vom Hundert der 

bei der Leistung nach § 19 Satz 1 und 3 sowie § 28 berücksichtigten Kosten 
für Unterkunft, mit Ausnahme der Kosten für Heizungs- und 
Warmwasserversorgung, nicht zu erstatten. Satz 1 gilt nicht in den Fällen des 
§ 45 Abs. 2 Satz 3 des Zehnten Buches, des § 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 des 
Zehnten Buches sowie in Fällen, in denen die Bewilligung lediglich teilweise 
aufgehoben wird. 

  
(3) § 28 des Zehnten Buches gilt mit der Maßgabe, dass der Antrag 

unverzüglich nach Ablauf des Monats, in dem die Ablehnung oder Erstattung 
der anderen Leistung bindend geworden ist, nachzuholen ist. 

 

(1) Für das Verfahren nach diesem Buch gilt das Zehnte Buch. Die 
Vorschriften des Dritten Buches über 
1.
1a. die vorläufige Entscheidung (§ 328), 

    die Aufhebung von Verwaltungsakten (§ 330 Abs. 1, 2, 3 Satz 1 und 4), 

2.    die vorläufige Zahlungseinstellung (§ 331) und 
3.

sind entsprechend anwendbar. 

    die Erstattung von Beiträgen zur Kranken-, Renten- und 
Pflegeversicherung (§ 335 Abs. 1, 2 und 5) 

  
(2) Abweichend von § 50 des Zehnten Buches sind 56 vom Hundert der 

bei der Leistung nach § 19 Satz 1 und 3 sowie § 28 berücksichtigten Kosten 
für Unterkunft, mit Ausnahme der Kosten für Heizungs- und 
Warmwasserversorgung, nicht zu erstatten. Satz 1 gilt nicht in den Fällen des 
§ 45 Abs. 2 Satz 3 des Zehnten Buches, des § 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 des 
Zehnten Buches sowie in Fällen, in denen die Bewilligung lediglich teilweise 
aufgehoben wird. 

  
(3) § 28 des Zehnten Buches gilt mit der Maßgabe, dass der Antrag 

unverzüglich nach Ablauf des Monats, in dem die Ablehnung oder Erstattung 
der anderen Leistung bindend geworden ist, nachzuholen ist. 

 
(4) Für die Vollstreckung von Ansprüchen der in gemeinsamen 

Einrichtungen zusammenwirkenden Träger nach diesem Buch gilt das 
Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz des Bundes; im Übrigen gilt § 66 des 
Zehnten Buches. 

 
 

 
§ 44a 

Feststellung von Erwerbsfähigkeit und Hilfebedürftigkeit 
  
(1) Die Agentur für Arbeit stellt fest, ob der Arbeitsuchende erwerbsfähig 

und hilfebedürftig ist. Sofern 

§ 44a 
 

Feststellung von Erwerbsfähigkeit und Hilfebedürftigkeit 
 
(1) Die Agentur für Arbeit stellt fest, ob der Arbeitsuchende erwerbsfähig ist. 
Der Entscheidung können widersprechen: 



1.    der kommunale Träger, 
2.    ein anderer Leistungsträger, der bei voller Erwerbsminderung zuständig 

wäre oder 
3.

der Feststellung widerspricht, entscheidet die gemeinsame Einigungsstelle; 
der Widerspruch ist zu begründen. Bis zur Entscheidung der Einigungsstelle 
erbringen die Agentur für Arbeit und der kommunale Träger Leistungen der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende. 

    die Krankenkasse, die bei Erwerbsfähigkeit Leistungen der 
Krankenversicherung zu erbringen hätte, 

  
(2) Entscheidet die gemeinsame Einigungsstelle, dass ein Anspruch auf 

Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende nicht besteht, steht der 
Agentur für Arbeit und dem kommunalen Träger ein Erstattungsanspruch 
entsprechend § 103 des Zehnten Buches zu, wenn dem Hilfebedürftigen eine 
andere Leistung zur Sicherung des Lebensunterhalts zuerkannt wird. § 103 
Abs. 3 des Zehnten Buches gilt mit der Maßgabe, dass Zeitpunkt der 
Kenntnisnahme der Leistungsverpflichtung des Trägers der Sozialhilfe, der 
Kriegsopferfürsorge und der Jugendhilfe der Tag des Widerspruchs gegen die 
Feststellung der Agentur für Arbeit ist. 

 

 
1. der kommunale Träger, 
 
2. ein anderer Träger, der bei voller Erwerbsminderung zuständig 
wäre, oder 
 
3. die Krankenkasse, die bei Erwerbsfähigkeit Leistungen der 
Krankenversicherung zu erbringen hätte. 
 
Der Widerspruch ist zu begründen. Im Widerspruchsfall entscheidet die 
Agentur für Arbeit, nachdem sie eine gutachterliche Stellungnahme eingeholt 
hat. Die gutachterliche Stellungnahme erstellt der nach §§ 109a Absatz 2 des 
Sechsten Buches zuständige Träger der Rentenversicherung. Die Agentur für 
Arbeit ist bei der Entscheidung über den Widerspruch an die gutachterliche 
Stellungnahme nach Satz 5 gebunden. Bis zu der Entscheidung über den 
Widerspruch erbringen die Agentur für Arbeit und der kommunale Träger bei 
Vorliegen der übrigen Voraussetzungen Leistungen der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende. 
 
(1a) Der Einholung einer gutachterlichen Stellungnahme nach Absatz 1 Satz 4 
bedarf es nicht, wenn der zuständige Träger der Rentenversicherung bereits 
nach §§ 109a Absatz 2 Satz 2 des Sechsten Buches eine gutachterliche 
Stellungnahme abgegeben hat. Die Agentur für Arbeit ist an die gutachterliche 
Stellungnahme gebunden. 
 
(2) Die gutachterliche Stellungnahme des Rentenversicherungsträgers zur 
Erwerbsfähigkeit ist für alle gesetzlichen Leistungsträger nach dem Zweiten, 
Dritten, Fünften, Sechsten und Zwölften Buch bindend; §§ 48 des Zehnten 
Buches bleibt 
unberührt. 
 
(3) Entscheidet die Agentur für Arbeit, dass ein Anspruch auf Leistungen der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende nicht besteht, stehen ihr und dem 
kommunalen Träger Erstattungsansprüche nach §§ 103 des Zehnten Buches 
zu, wenn dem Hilfebedürftigen eine andere Sozialleistung zuerkannt wird. §§ 
103 Absatz 3 des Zehnten Buches gilt mit der Maßgabe, dass Zeitpunkt der 
Kenntnisnahme der Leistungsverpflichtung des Trägers der Sozialhilfe, der 
Kriegsopferfürsorge und der Jugendhilfe der Tag des Widerspruchs gegen die 
Feststellung der Agentur für Arbeit ist. 



 
(4) Die Agentur für Arbeit stellt fest, ob und in welchem Umfang die 
erwerbsfähige Person und die dem Haushalt angehörenden Personen 
hilfebedürftig sind. Sie ist dabei und bei den weiteren Entscheidungen nach 
diesem Buch an die Feststellung der Angemessenheit der Kosten für 
Unterkunft und Heizung durch den kommunalen Träger gebunden. Die 
Agentur für Arbeit stellt fest, ob der erwerbsfähige Hilfebedürftige oder die dem 
Haushalt angehörenden Personen vom Bezug von Leistungen nach diesem 
Buch ausgeschlossen sind.  
 
(5) Der kommunale Träger stellt die Höhe der angemessenen Kosten für 
Unterkunft und Heizung fest. Er ist dabei und bei den weiteren 
Entscheidungen nach diesem Buch an die Feststellungen der Agentur für 
Arbeit nach Absatz 4 gebunden. Satz 2 gilt nicht, sofern der kommunale 
Träger zur vorläufigen Zahlungseinstellung berechtigt ist und dies der Agentur 
für Arbeit vor dieser Entscheidung mitteilt.  
 
(6) Der kommunale Träger kann einer Feststellung der Agentur für Arbeit 
nach Absatz 4 Satz 1 oder 3 innerhalb eines Monats schriftlich 
widersprechen, wenn er auf Grund der Feststellung höhere Leistungen für 
Unterkunft und Heizung zu erbringen hat. Der Widerspruch ist zu begründen; 
er befreit nicht von der Verpflichtung, die Leistungen entsprechend der 
Feststellung der Agentur für Arbeit zu gewähren. Die Agentur für Arbeit über- 
prüft ihre Feststellung und teilt dem kommunalen Träger innerhalb von zwei 
Wochen ihre endgültige Feststellung mit. Hält der kommunale Träger seinen 
Widerspruch aufrecht, sind die Träger bis zu einer anderen Entscheidung der 
Agentur für Arbeit oder einer gerichtlichen Entscheidung an die Feststellung 
der Agentur für Arbeit gebunden. 
 

 
§ 44b 

Arbeitsgemeinschaften 
  
(1) Zur einheitlichen Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach diesem Buch 

errichten die Träger der Leistungen nach diesem Buch durch privat-rechtliche 
oder öffentlich-rechtliche Verträge Arbeitsgemeinschaften. Befinden sich im 
Bereich eines kommunalen Trägers mehrere Agenturen für Arbeit, ist eine 

 
§ 44b 

 
Gemeinsame Einrichtung 

 
(1) Zur einheitlichen Durchführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
bilden die Träger im Gebiet jedes kommunalen Trägers nach § 6 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 2 eine gemeinsame Einrichtung. Die gemeinsame Einrichtung 
nimmt die Aufgaben der Träger nach diesem Buch wahr; die Trägerschaft 



Agentur als federführend zu benennen. Die Ausgestaltung und Organisation 
der Arbeitsgemeinschaften soll die Besonderheiten der beteiligten Träger, des 
regionalen Arbeitsmarktes und der regionalen Wirtschaftsstruktur 
berücksichtigen. 

  
(2) Die Geschäfte der Arbeitsgemeinschaft führt ein Geschäftsführer. Er 

vertritt die Arbeitsgemeinschaft außergerichtlich und gerichtlich. Können die 
Agentur für Arbeit und die Kommunen sich die bei der Errichtung der 
Arbeitsgemeinschaft nicht auf ein Verfahren zur Bestimmung des 
Geschäftsführers einigen, wird er von der Agentur für Arbeit und den 
Kommunen abwechselnd jeweils für ein Jahr einseitig bestimmt. Das Los 
entscheidet, ob die erste einseitige Bestimmung durch die Agentur für Arbeit 
oder die Kommunen erfolgt. 

  
(3) Die Arbeitsgemeinschaft nimmt die Aufgaben der Agentur für Arbeit als 

Leistungsträger nach diesem Buch wahr. Die kommunalen Träger sollen der 
Arbeitsgemeinschaft die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach diesem Buch 
übertragen; § 94 Abs. 4 in Verbindung mit § 88 Abs. 2 Satz 2 des Zehnten 
Buches gilt nicht. Die Arbeitsgemeinschaft ist berechtigt, zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben Verwaltungsakte und Widerspruchsbescheide zu erlassen. Die 
Aufsicht über die Arbeitsgemeinschaft führt die zuständige oberste 
Landesbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle im Benehmen mit dem 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales. 

  
(4) Die Agentur für Arbeit und der kommunale Träger teilen sich alle 

Tatsachen mit, von denen sie Kenntnis erhalten und die für die Leistungen des 
jeweils anderen Trägers erheblich sein können. 

  
(5) aufgehoben. 

 

nach § 6 sowie nach den §§ 6a und 6b bleibt unberührt. Die gemeinsame 
Einrichtung ist befugt, Verwaltungsakte und Widerspruchsbescheide zu 
erlassen. Die Aufgaben werden von Beamten und Arbeitnehmern 
wahrgenommen, denen entsprechende Tätigkeiten zugewiesen worden sind. 
 
(2) Die Träger bestimmen den Standort sowie die nähere Ausgestaltung und 
Organisation der gemeinsamen Einrichtung durch Vereinbarung. Die 
Ausgestaltung und Organisation der gemeinsamen Einrichtung sollen die 
Besonderheiten der beteiligten Träger, des regionalen Arbeitsmarktes und 
der regionalen Wirtschaftsstruktur berücksichtigen. Die Träger können die 
Zusammenlegung mehrerer gemeinsamer Einrichtungen zu einer 
gemeinsamen Einrichtung vereinbaren.  
 
(3) Den Trägern obliegt die Verantwortung für die rechtmäßige und 
zweckmäßige Erbringung ihrer Leistungen. Sie haben in ihrem 
Aufgabenbereich nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 oder 2 gegenüber der 
gemeinsamen Einrichtung ein Weisungsrecht; dies gilt nicht im 
Zuständigkeitsbereich der Trägerversammlung nach § 44c. Die Träger sind 
berechtigt, von der gemeinsamen Einrichtung die Erteilung von Auskunft und 
Rechenschaftslegung über die Leistungserbringung zu fordern, die 
Wahrnehmung der Aufgaben in der gemeinsamen Einrichtung zu prüfen und 
die gemeinsame Einrichtung an ihre Auffassung zu binden. Vor Ausübung 
ihres Weisungsrechts in Angelegenheiten grundsätzlicher Bedeutung befassen 
die Träger den Kooperationsausschuss nach § 18b. Der 
Kooperationsausschuss kann innerhalb von zwei Wochen nach Anrufung eine 
Empfehlung ab- geben.  
 
(4) Die gemeinsame Einrichtung kann einzelne Auf- gaben auch durch die 
Träger wahrnehmen lassen.  
 
(5) Die Bundesagentur stellt der gemeinsamen Einrichtung Angebote an 
Dienstleistungen zur Verfügung.  
 
(6) Die Träger teilen der gemeinsamen Einrichtung alle Tatsachen und 
Feststellungen mit, von denen sie Kenntnis erhalten und die für die 
Leistungen erforderlich sind. 
 
 



 
 
 
 

  
 

§ 44c 
 

Trägerversammlung 
 
(1) Die gemeinsame Einrichtung hat eine Trägerversammlung. In der 
Trägerversammlung sind Vertreter der Agentur für Arbeit und des kommunalen 
Trägers je zur Hälfte vertreten. In der Regel entsenden die Träger je drei 
Vertreter. Jeder Vertreter hat eine Stimme. Die Vertreter wählen einen 
Vorsitzenden. Kann in der Trägerversammlung keine Einigung über die Person 
des Vorsitzenden erzielt werden, wird der Vorsitzende von den Vertretern der 
Agentur für Arbeit und des kommunalen Trägers abwechselnd jeweils für zwei 
Jahre be- stimmt; die erstmalige Bestimmung erfolgt durch die Vertreter der 
Agentur für Arbeit. Die Trägerversammlung entscheidet durch Beschluss mit 
Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
Vorsitzenden; dies gilt nicht für Entscheidungen nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 
1, 4 und 8. Die Beschlüsse sind vom Vorsitzenden schriftlich niederzulegen. 
Die Trägerversammlung gibt sich eine Geschäftsordnung.  
 
(2) Die Trägerversammlung entscheidet über organisatorische, 
personalwirtschaftliche, personalrechtliche und personalvertretungsrechtliche 
Angelegenheiten der gemeinsamen Einrichtung. Dies sind insbesondere  
 
1. die Bestellung und Abberufung des Geschäftsführers,  
 
2. der Verwaltungsablauf und die Organisation,  
 
3. die Änderung des Standorts der gemeinsamen Einrichtung,  
 
4. die Entscheidungen nach § 6 Absatz 1 Satz 2 und § 44b Absatz 4, ob 
einzelne Aufgaben durch die Träger oder durch Dritte wahrgenommen 
werden, 
 



5. die Regelung der Ordnung in der Dienststelle und des Verhaltens der 
Beschäftigten,  
 
6. die Arbeitsplatzgestaltung,  
 
7. die Genehmigung von Dienstvereinbarungen mit der Personalvertretung,  
 
8. die Aufstellung des Stellenplans und der Richtlinien zur 
Stellenbewirtschaftung,  
 
9. die grundsätzlichen Regelungen der innerdienstlichen, sozialen und 
persönlichen Angelegenheiten der Beschäftigten.  
 
(3) Die Trägerversammlung nimmt in Streitfragen zwischen Personalvertretung 
und Geschäftsführer die Aufgaben einer übergeordneten Dienststelle und 
obers- ten Dienstbehörde nach den §§ 69 bis 72 des 
Bundespersonalvertretungsgesetzes wahr.  
 
(4) Die Trägerversammlung berät zu gemeinsamen Betreuungsschlüsseln. Sie 
hat dabei die zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel zu berücksichtigen. Bei 
der Personalbedarfsermittlung sind im Regelfall folgende Anteilsverhältnisse 
zwischen eingesetztem Personal und Hilfebedürftigen nach diesem Buch zu 
berücksichtigen:  
 
1. eins zu 75 bei der Gewährung der Leistungen zur Eingliederung in Arbeit 
von erwerbsfähigen Hilfe- bedürftigen bis zur Vollendung des 25. 
Lebensjahres,  
 
2. eins zu 150 bei der Gewährung der Leistungen zur Eingliederung in Arbeit 
von erwerbsfähigen Hilfe- bedürftigen, die das 25. Lebensjahr vollendet und 
die Altersgrenze nach § 7a noch nicht erreicht haben.  
 
(5) Die Trägerversammlung stellt einheitliche Grundsätze der 
Qualifizierungsplanung und Personalentwicklung auf, die insbesondere der 
individuellen Entwicklung der Mitarbeiter dienen und ihnen unter Beachtung 
ihrer persönlichen Interessen und Fähigkeiten die zur Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben erforderliche Qualifikation vermitteln sollen. Die Trägerversammlung 
stimmt die Grundsätze der Personalentwicklung mit den 
Personalentwicklungskonzepten der Träger ab. Der Geschäftsführer berichtet 



der Trägerversammlung regelmäßig über den Stand der Umsetzung.  
 
(6) In der Trägerversammlung wird das örtliche Arbeitsmarkt- und 
Integrationsprogramm der Grundsicherung für Arbeitsuchende unter 
Beachtung von Zielvor- gaben der Träger abgestimmt. 
 

  
 

§ 44d 
 

Geschäftsführer 
 
(1) Der Geschäftsführer führt hauptamtlich die Geschäfte der gemeinsamen 
Einrichtung, soweit durch Gesetz nichts Abweichendes bestimmt ist. Er vertritt 
die gemeinsame Einrichtung gerichtlich und außergerichtlich. Er hat die von 
der Trägerversammlung in deren Aufgabenbereich beschlossenen 
Maßnahmen aus- zuführen und nimmt an deren Sitzungen beratend teil.  
 
(2) Der Geschäftsführer wird für fünf Jahre bestellt. Für die Ausschreibung der 
zu besetzenden Stelle findet § 4 der Bundeslaufbahnverordnung 
entsprechende Anwendung. Kann in der Trägerversammlung keine Einigung 
über die Person des Geschäftsführers erzielt werden, unterrichtet der 
Vorsitzende der Trägerversammlung den Kooperationsausschuss. Der 
Kooperationsausschuss hört die Träger der gemeinsamen Einrichtung an und 
unterbreitet einen Vorschlag. Können sich die Mitglieder des 
Kooperationsausschusses nicht auf einen Vorschlag verständigen oder kann 
in der Trägerversammlung trotz Vorschlags keine Einigung erzielt werden, wird 
der Geschäftsführer von der Agentur für Arbeit und dem kommunalen Träger 
abwechselnd jeweils für zweieinhalb Jahre. Die erstmalige Bestimmung erfolgt 
durch die Agentur für Arbeit; abweichend davon erfolgt die erstmalige 
Bestimmung durch den kommunalen Träger, wenn die Agentur für Arbeit 
erstmalig den Vorsitzenden der Trägerversammlung bestimmt hat. Der 
Geschäftsführer kann auf Beschluss der Trägerversammlung vorzeitig 
abberufen werden. Bis zur Bestellung eines neuen Geschäftsführers führt er 
die Geschäfte der gemeinsamen Einrichtung kommissarisch.  
 
(3) Der Geschäftsführer ist Beamter oder Arbeitnehmer eines Trägers und 
untersteht dessen Dienstaufsicht. Soweit er Beamter oder Arbeitnehmer einer 



nach § 6 Absatz 2 Satz 1 herangezogenen Gemeinde oder eines 
Gemeindeverbandes ist, untersteht er der Dienstauf- sicht seines Dienstherren 
oder Arbeitgebers.  
 
(4) Der Geschäftsführer übt über die Beamten und Arbeitnehmer, denen in der 
gemeinsamen Einrichtung Tätigkeiten zugewiesen worden sind, die dienst-, 
personal- und arbeitsrechtlichen Befugnisse der Bundesagentur und des 
kommunalen Trägers und die Dienstvorgesetzten- und Vorgesetztenfunktion, 
mit Ausnahme der Befugnisse zur Begründung und Beendigung der mit den 
Beamten und Arbeitnehmern bestehenden Rechtsverhältnisse, aus.  
 
(5) Der Geschäftsführer ist Leiter der Dienststelle im 
personalvertretungsrechtlichen Sinn und Arbeitgeber im Sinne des 
Arbeitsschutzgesetzes.  
 
(6) Bei personalrechtlichen Entscheidungen, die in der Zuständigkeit der 
Träger liegen, hat der Geschäftsführer ein Anhörungs- und Vorschlagsrecht.  
 
(7) Bei der besoldungsrechtlichen Einstufung der Dienstposten der 
Geschäftsführer sind Höchstgrenzen einzuhalten. Die Besoldungsgruppe A 16 
der Bundesbesoldungsordnung A, in Ausnahmefällen die Besoldungsgruppe B 
3 der Bundesbesoldungsordnung B, oder die entsprechende landesrechtliche 
Besoldungsgruppe darf nicht überschritten werden. Das Entgelt für 
Arbeitnehmer darf die für Beamte geltende Besoldung nicht übersteigen. 
 

  
 

§ 44e 
 

Verfahren bei Meinungsverschiedenheit über die Weisungszuständigkeit 
 
(1) Zur Beilegung einer Meinungsverschiedenheit über die Zuständigkeit 
nach § 44b Absatz 3 und § 44c Absatz 2 können die Träger oder die 
Trägerversammlung den Kooperationsausschuss anrufen. Stellt der 
Geschäftsführer fest, dass sich Weisungen der Träger untereinander oder 
mit einer Weisung der Trägerversammlung widersprechen, unterrichtet er 
unverzüglich die Träger, um diesen Gelegenheit zur Überprüfung der 
Zuständigkeit zum Erlass der Weisungen zu geben. Besteht die 



Meinungsverschiedenheit danach fort, kann der Geschäftsführer den 
Kooperationsausschuss anrufen.  
 
(2) Der Kooperationsausschuss entscheidet nach Anhörung der Träger und 
des Geschäftsführers durch Beschluss mit Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Die Beschlüsse 
des Ausschusses sind vom Vorsitzenden schriftlich niederzulegen. Der 
Vorsitzende teilt den Trägern, der Trägerversammlung sowie dem 
Geschäftsführer die Beschlüsse mit.  
 
(3) Die Entscheidung des Kooperationsausschusses bindet die Träger. 
Soweit nach anderen Vorschriften der Rechtsweg gegeben ist, wird er durch 
die Anrufung des Kooperationsausschusses nicht ausgeschlossen. 

  
 

§ 44f 
 

Bewirtschaftung von Bundesmitteln 
 
(1) Die Bundesagentur überträgt der gemeinsamen Einrichtung die 
Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln des Bundes, die sie im Rahmen von § 
46 bewirtschaftet. Für die Übertragung und die Bewirtschaftung gel- ten die 
haushaltsrechtlichen Bestimmungen des Bundes.  
 
(2) Zur Bewirtschaftung der Haushaltsmittel des Bundes bestellt der 
Geschäftsführer einen Beauftragten für den Haushalt. Der Geschäftsführer 
und die Trägerversammlung haben den Beauftragten für den Haushalt an allen 
Maßnahmen von finanzieller Bedeutung zu beteiligen.  
 
(3) Die Bundesagentur hat die Übertragung der Bewirtschaftung zu widerrufen, 
wenn die gemeinsame Einrichtung bei der Bewirtschaftung wiederholt oder 
erheblich gegen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften verstoßen hat und 
durch die Bestellung eines anderen Beauftragten für den Haushalt keine 
Abhilfe zu erwarten ist.  
 
(4) Näheres zur Übertragung und Durchführung der Bewirtschaftung von 
Haushaltsmitteln des Bundes kann zwischen der Bundesagentur und der 
gemeinsamen Einrichtung vereinbart werden. Der kommunale Träger kann die 
gemeinsame Einrichtung auch mit der Bewirtschaftung von kommunalen 



Haushaltsmitteln beauftragen.  
 
(5) Auf Beschluss der Trägerversammlung kann die Befugnis nach Absatz 1 
auf die Bundesagentur zurückübertragen werden.  
 
 
 
 

  
§ 44g 

 
Zuweisung von Tätigkeiten bei der gemeinsamen Einrichtung 

(1) Beamten und Arbeitnehmern der Träger und der nach § 6 Absatz 2 Satz 1 
herangezogenen Gemeinden und Gemeindeverbände, die bis zum 31. 
Dezember 2010 in einer Arbeitsgemeinschaft nach § 44b in der bis zum … 
geltenden Fassung Aufgaben nach diesem Buch durchgeführt haben, werden 
mit Wirkung zum 1. Januar 2011 Tätigkeiten bei der gemeinsamen 
Einrichtung, die die Aufgaben der Arbeitsgemeinschaft weiterführt, für die 
Dauer von fünf Jahren zugewiesen. Wenn keine Arbeitsgemeinschaften nach 
§ 44b in der bis zum … geltenden Fassung eingerichtet waren, werden 
Beamten und Arbeitnehmern, die am 31. Dezember 2010 die Auf- gaben 
dieses Buches in Agenturen für Arbeit und Kommunen durchgeführt haben, 
mit Wirkung zum 1. Januar 2011 für die Dauer von fünf Jahren Tätigkeiten bei 
der gemeinsamen Einrichtung zugewiesen. 

 (2) Spätere Zuweisungen erfolgen im Einzelfall mit Zustimmung des 
Geschäftsführers der gemeinsamen Einrichtung nach den tarif- und 
beamtenrechtlichen Regelungen.  

 
(3) Die Rechtsstellung der Beamten bleibt unberührt. Ihnen ist eine ihrem Amt 
entsprechende Tätigkeit zu übertragen.  
 
(4) Die mit der Bundesagentur, dem kommunalen Träger oder einer nach § 6 
Absatz 2 Satz 1 herangezogenen Gemeinde oder einem Gemeindeverband 



bestehenden Arbeitsverhältnisse bleiben unberührt. Werden einem 
Arbeitnehmer auf Grund der Zuweisung Tätigkeiten übertragen, die einer 
niedrigeren Entgeltgruppe oder Tätigkeitsebene zuzuordnen sind, bestimmt 
sich die Eingruppierung nach der vorherigen Tätigkeit.  
 
(5) Die Zuweisung kann  
 
1. aus dienstlichen Gründen mit einer Frist von drei Monaten,  
 
2. auf Verlangen des Beamten oder Arbeitnehmers aus wichtigem Grund 
jederzeit  
 
beendet werden. Der Geschäftsführer kann der Beendigung nach Nummer 2 
aus zwingendem dienstlichem Grund widersprechen. 
 

  
§ 44h 

 
Personalvertretung 

 
(1) In den gemeinsamen Einrichtungen wird eine Personalvertretung gebildet. 
Die Regelungen des Bundespersonalvertretungsgesetzes gelten 
entsprechend.  
 
(2) Die Beamten und Arbeitnehmer in der gemeinsamen Einrichtung besitzen 
für den Zeitraum, für den ihnen Tätigkeiten in der gemeinsamen Einrichtung 
zugewiesen worden sind, ein aktives und passives Wahlrecht zu der 
Personalvertretung.  
 
(3) Der Personalvertretung der gemeinsamen Einrichtung stehen alle Rechte 
entsprechend den Regelun- gen des Bundespersonalvertretungsgesetzes zu, 
soweit der Trägerversammlung oder dem Geschäftsführer 
Entscheidungsbefugnisse in personalrechtlichen, personal- wirtschaftlichen, 
sozialen oder die Ordnung der Dienst- stelle betreffenden Angelegenheiten 
zustehen.  
 
(4) Zur Erörterung und Abstimmung gemeinsamer 
personalvertretungsrechtlich relevanter Angelegenheiten wird eine 
Arbeitsgruppe der Vorsitzenden der Personalvertretungen der gemeinsamen 



Einrichtungen eingerichtet. Die Arbeitsgruppe hält bis zu zwei Sitzungen im 
Jahr ab. Sie beschließt mit der Mehrheit der Stimmen ihrer Mitglieder eine 
Geschäftsordnung, die Regelungen über den Vorsitz, das Verfahren zur 
internen Willensbildung und zur Beschlussfassung enthalten muss. Die 
Arbeitsgruppe kann Stellungnahmen zu Maßnahmen der Träger, die Einfluss 
auf die Arbeitsbedingungen aller Arbeitnehmer und Beamten in den 
gemeinsamen Einrichtungen haben können, an die zuständigen Träger 
abgeben. 
 
(5) Die Rechte der Personalvertretungen der abgebenden Dienstherren und 
Arbeitgeber bleiben unberührt, soweit die Entscheidungsbefugnisse bei den 
Trägern verbleiben.  
 

  
 

§ 44i 
 

Schwerbehindertenvertretung; Jugend- und Auszubildendenvertretung 
 
Auf die Schwerbehindertenvertretung und Jugend- und 
Auszubildendenvertretung ist § 44h entsprechend anzuwenden. 
 

  
§ 44j 

 
Gleichstellungsbeauftragte 

In der gemeinsamen Einrichtung wird eine Gleichstellungsbeauftragte bestellt. 
Das Bundesgleichstellungsgesetz gilt entsprechend. Der 
Gleichstellungsbeauftrag- ten stehen die Rechte entsprechend den 
Regelungen des Bundesgleichstellungsgesetzes zu, soweit die 
Trägerversammlung und die Geschäftsführer entscheidungsbefugt sind.  

  
§ 44k 

 
Stellenbewirtschaftung 



 
(1) Mit der Zuweisung von Tätigkeiten nach § 44g Absatz 1 und 2 übertragen 
die Träger der gemeinsamen Einrichtung die entsprechenden Planstellen und 
Stellen sowie Ermächtigungen für die Beschäftigung von Arbeitnehmern mit 
befristeten Arbeitsverträgen zur Bewirtschaftung.  
 
(2) Der von der Trägerversammlung aufzustellende Stellenplan bedarf der 
Genehmigung der Träger. Bei Aufstellung und Bewirtschaftung des 
Stellenplanes unterliegt die gemeinsame Einrichtung den Weisungen der 
Träger.  
 
 

 
 

§ 45 
Einigungsstelle zur Entscheidung über die Erwerbsfähigkeit 

  
(1) Der gemeinsamen Einigungsstelle gehören ein Vorsitzender und 

jeweils ein Vertreter der Agentur für Arbeit und des Trägers nach § 44a Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1 oder 2 an, der der Feststellung der Agentur für Arbeit 
widerspricht. Widerspricht die Krankenkasse, die bei Erwerbsfähigkeit 
Leistungen der Krankenversicherung zu erbringen hätte, gehört der 
gemeinsamen Einigungsstelle auch der Leistungsträger nach § 44a Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1 und 2 an. Die Krankenkasse kann die gemeinsame 
Einigungsstelle anrufen und an ihren Sitzungen teilnehmen. Der Vorsitzende 
wird von beiden Trägern gemeinsam bestimmt. Einigen sich die Träger nicht 
auf einen Vorsitzenden, ist Vorsitzender für jeweils sechs Monate 
abwechselnd ein Mitglied der Geschäftsführung der Agentur für Arbeit und der 
Leiter des Trägers der anderen Leistung. 

  
(2) Die gemeinsame Einigungsstelle soll eine einvernehmliche 

Entscheidung anstreben. Sie zieht im notwendigen Umfang Sachverständige 
hinzu und entscheidet mit der Mehrheit der Mitglieder. Die Sachverständigen 
erhalten Entschädigungen nach dem Gesetz über die Entschädigung von 
Zeugen und Sachverständigen. Die Aufwendungen trägt der Bund. Die 
gemeinsame Einigungsstelle kann in geeigneten Fällen bei der Begutachtung 

 
 

§ 45 wird aufgehoben. 



der Erwerbsfähigkeit von Arbeitsuchenden den medizinischen Dienst der 
Krankenversicherung (§ 275 des Fünften Buches) als Sachverständigen 
hinzuziehen. 

  
(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, im 

Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und dem 
Bundesministerium für Gesundheit durch Rechtsverordnung Grundsätze zum 
Verfahren für die Arbeit der gemeinsamen Einigungsstelle zu bestimmen. 

 
§ 46 

Finanzierung aus Bundesmitteln 
  
(1) Der Bund trägt die Aufwendungen der Grundsicherung für 

Arbeitsuchende einschließlich der Verwaltungskosten, soweit die Leistungen 
von der Bundesagentur erbracht werden. Der Bundesrechnungshof prüft die 
Leistungsgewährung. Dies gilt auch, soweit die Aufgaben von 
Arbeitsgemeinschaften nach § 44b wahrgenommen werden. Eine 
Pauschalierung von Eingliederungsleistungen und Verwaltungskosten ist 
zulässig. Die Mittel für die Erbringung von Eingliederungsleistungen und 
Verwaltungskosten werden in einem Gesamtbudget veranschlagt. 

  
(2) Der Bund kann festlegen, nach welchen Maßstäben die Mittel nach 

Absatz 1 Satz 4 auf die Agenturen für Arbeit zu verteilen sind. Bei der 
Zuweisung wird die Zahl der erwerbsfähigen Bezieher von Leistungen zur 
Grundsicherung zugrunde gelegt. Bei der Zuweisung sind die Mittel für die 
Leistungen nach § 16e gesondert auszuweisen. Das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der 
Finanzen durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates andere 
oder ergänzende Maßstäbe für die Verteilung der Mittel nach Absatz 1 Satz 4 
festlegen. 

  
(3) Nicht verausgabte Mittel nach Absatz 1 Satz 5 sind zur Hälfte in das 

Folgejahr übertragbar. Die übertragbaren Mittel dürfen einen Betrag von 10 
vom Hundert des Gesamtbudgets des laufenden Jahres nicht übersteigen. 

  

§ 46 
Finanzierung aus Bundesmitteln 

  
(1) Der Bund trägt die Aufwendungen der Grundsicherung für 

Arbeitsuchende einschließlich der Verwaltungskosten, soweit die Leistungen 
von der Bundesagentur erbracht werden. Der Bundesrechnungshof prüft die 
Leistungsgewährung. Dies gilt auch, soweit die Aufgaben von gemeinsamen 
Einrichtungen nach § 44b wahrgenommen werden. Eine Pauschalierung von 
Eingliederungsleistungen und Verwaltungskosten ist zulässig. Die Mittel für 
die Erbringung von Eingliederungsleistungen und Verwaltungskosten werden 
in einem Gesamtbudget veranschlagt. 

  
(2) Der Bund kann festlegen, nach welchen Maßstäben die Mittel nach 

Absatz 1 Satz 4 auf die Agenturen für Arbeit zu verteilen sind. Bei der 
Zuweisung wird die Zahl der erwerbsfähigen Bezieher von Leistungen zur 
Grundsicherung zugrunde gelegt. Bei der Zuweisung sind die Mittel für die 
Leistungen nach § 16e gesondert auszuweisen. Das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der 
Finanzen durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates 
andere oder ergänzende Maßstäbe für die Verteilung der Mittel nach Absatz 
1 Satz 4 festlegen. 

  
(3) Der Anteil des Bundes an den Gesamtverwaltungskosten der 
gemeinsamen Einrichtungen be- trägt 87,4 Prozent. Durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates kann das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen 
festlegen, nach welchen Maßstäben  



(4) Die Bundesagentur leistet an den Bund einen Eingliederungsbeitrag in 
Höhe der Hälfte der jährlichen, vom Bund zu tragenden Aufwendungen für 
Leistungen zur Eingliederung in Arbeit und Verwaltungskosten nach Absatz 1 
Satz 5 und § 6b Abs. 2. Jeweils zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. 
November leistet die Bundesagentur an den Bund Abschlagszahlungen in 
Höhe von einem Achtel des im Bundeshaushaltsplan veranschlagten Betrags 
für Leistungen zur Eingliederung in Arbeit und Verwaltungskosten nach Absatz 
1 Satz 5 und § 6b Abs. 2. Abweichend von Satz 2 kann das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium der Finanzen der Bundesagentur die Abschlagszahlungen 
bis zum letzten Bankarbeitstag des jeweiligen Jahres stunden, soweit dies zur 
Vermeidung von Liquiditätshilfen nach § 364 Absatz 1 des Dritten Buches 
erforderlich ist. Bis zum 30. Januar des Folgejahres sind die geleisteten 
Abschlagszahlungen den hälftigen tatsächlichen Aufwendungen des Bundes 
für Eingliederungsleistungen und Verwaltungskosten des Vorjahres 
gegenüberzustellen. Ein zu hoch gezahlter Eingliederungsbeitrag ist mit der 
Zahlung zum 15. Februar des Folgejahres zu verrechnen, ein zu gering 
gezahlter Eingliederungsbeitrag ist mit der Zahlung zum 15. Februar des 
Folgejahres zusätzlich an den Bund abzuführen. Ist der Haushaltsplan des 
Bundes noch nicht in Kraft getreten, sind die Abschlagszahlungen nach Satz 2 
auf der Grundlage des Haushaltsplans des Vorjahres zu bemessen. 

  
(5) Der Bund beteiligt sich zweckgebunden an den Leistungen für 

Unterkunft und Heizung nach § 22 Abs. 1, um sicherzustellen, dass die 
Kommunen durch das Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt unter Berücksichtigung der sich aus ihm ergebenden 
Einsparungen der Länder um jährlich 2,5 Milliarden Euro entlastet werden. 

  
(6) Der Bund trägt in den Jahren 2005 und 2006 jeweils 29,1 vom Hundert 

der in Absatz 5 genannten Leistungen. Im Jahr 2007 trägt der Bund von den in 
Absatz 5 genannten Leistungen im Land Baden-Württemberg 35,2 vom 
Hundert, im Land Rheinland-Pfalz 41,2 vom Hundert und in den übrigen 
Ländern 31,2 vom Hundert. Im Jahr 2008 betragen diese Sätze im Land 
Baden-Württemberg 32,6 vom Hundert, im Land Rheinland-Pfalz 38,6 vom 
Hundert und in den übrigen Ländern 28,6 vom Hundert. Im Jahr 2009 
betragen diese Sätze im Land Baden-Württemberg 29,4 vom Hundert, im 
Land Rheinland-Pfalz 35,4 vom Hundert und in den übrigen Ländern 25,4 vom 

 
1. kommunale Träger die Aufwendungen der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende bei der Bundesagentur abrechnen, soweit sie Aufgaben nach 
§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wahrnehmen,  
2. die Gesamtverwaltungskosten, die der Berechnung des 
Finanzierungsanteils nach Satz 1 zugrunde liegen, zu bestimmen sind. 

 
(4) Die Bundesagentur leistet an den Bund einen Eingliederungsbeitrag in 
Höhe der Hälfte der jährlichen, vom Bund zu tragenden Aufwendungen für 
Leistungen zur Eingliederung in Arbeit und Verwaltungskosten nach Absatz 1 
Satz 5 und § 6b Abs. 2. Jeweils zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 
15. November leistet die Bundesagentur an den Bund Abschlagszahlungen 
in Höhe von einem Achtel des im Bundeshaushaltsplan veranschlagten 
Betrags für Leistungen zur Eingliederung in Arbeit und Verwaltungskosten 
nach Absatz 1 Satz 5 und § 6b Abs. 2. Abweichend von Satz 2 kann das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium der Finanzen der Bundesagentur die 
Abschlagszahlungen bis zum letzten Bankarbeitstag des jeweiligen Jahres 
stunden, soweit dies zur Vermeidung von Liquiditätshilfen nach § 364 Absatz 
1 des Dritten Buches erforderlich ist. Bis zum 30. Januar des Folgejahres 
sind die geleisteten Abschlagszahlungen den hälftigen tatsächlichen 
Aufwendungen des Bundes für Eingliederungsleistungen und 
Verwaltungskosten des Vorjahres gegenüberzustellen. Ein zu hoch gezahlter 
Eingliederungsbeitrag ist mit der Zahlung zum 15. Februar des Folgejahres 
zu verrechnen, ein zu gering gezahlter Eingliederungsbeitrag ist mit der 
Zahlung zum 15. Februar des Folgejahres zusätzlich an den Bund 
abzuführen. Ist der Haushaltsplan des Bundes noch nicht in Kraft getreten, 
sind die Abschlagszahlungen nach Satz 2 auf der Grundlage des 
Haushaltsplans des Vorjahres zu bemessen. 

  
(5) Der Bund beteiligt sich zweckgebunden an den Leistungen für 

Unterkunft und Heizung nach § 22 Abs. 1, um sicherzustellen, dass die 
Kommunen durch das Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt unter Berücksichtigung der sich aus ihm ergebenden 
Einsparungen der Länder um jährlich 2,5 Milliarden Euro entlastet werden. 

  



Hundert. 
  
(7) Ab 2008 ergibt sich die in den Ländern jeweils geltende Höhe der 

Beteiligung des Bundes an den in Absatz 5 genannten Leistungen nach 
Maßgabe der Entwicklung der Bedarfsgemeinschaften. Sie bestimmt sich 
nach der Formel 

BBt+1 = Ä BGt,t-1 * 0,7 + BBt 
Dabei sind: 
Ä 
BGt,t-1 

= (JDBGt / JD BGt-1 – 1) * 100 

BBt+1 = Beteiligung des Bundes an den in Absatz 5 genannten Leistungen 
im Folgejahr in Prozent 

BBt = Beteiligung des Bundes an den in Absatz 5 genannten Leistungen 
im Jahr der Feststellung in Prozent 

JD BGt = jahresdurchschnittliche Anzahl der Bedarfsgemeinschaften von der 
Jahresmitte des Vorjahres bis zur Jahresmitte des Jahres der 
Feststellung 

JD 
BGt-1 

= jahresdurchschnittliche Anzahl der Bedarfsgemeinschaften von der 
Jahresmitte des Vorvorjahres bis zur Jahresmitte des Vorjahres 

Die jahresdurchschnittliche Anzahl der Bedarfsgemeinschaften wird auf 
Grundlage der nach § 53 erstellten Statistik ermittelt. 

  
(8) Die sich jeweils nach Absatz 7 ergebende Höhe der Beteiligung des 

Bundes wird jährlich durch Bundesgesetz festgelegt. Einer Neufestlegung der 
Beteiligung des Bundes bedarf es nicht, wenn die maßgebliche Veränderung 
der Zahl der Bedarfsgemeinschaften nicht mehr als 0,5 vom Hundert beträgt; 
in diesem Fall gilt die zuletzt festgelegte Höhe der Beteiligung des Bundes 
weiter fort. Sofern nach Maßgabe der Entwicklung der Zahl der 
Bedarfsgemeinschaften ein negativer Beteiligungssatz festgelegt werden 
müsste, ist die Beteiligung auf 0 vom Hundert festzulegen. Die Höhe der 
Beteiligung des Bundes an den in Absatz 5 genannten Leistungen beträgt 
höchstens 49 vom Hundert. 

  
(9) Der Anteil des Bundes an den in Absatz 5 genannten Leistungen wird 

 
(6) Der Bund trägt in den Jahren 2005 und 2006 jeweils 29,1 vom 

Hundert der in Absatz 5 genannten Leistungen. Im Jahr 2007 trägt der Bund 
von den in Absatz 5 genannten Leistungen im Land Baden-Württemberg 
35,2 vom Hundert, im Land Rheinland-Pfalz 41,2 vom Hundert und in den 
übrigen Ländern 31,2 vom Hundert. Im Jahr 2008 betragen diese Sätze im 
Land Baden-Württemberg 32,6 vom Hundert, im Land Rheinland-Pfalz 38,6 
vom Hundert und in den übrigen Ländern 28,6 vom Hundert. Im Jahr 2009 
betragen diese Sätze im Land Baden-Württemberg 29,4 vom Hundert, im 
Land Rheinland-Pfalz 35,4 vom Hundert und in den übrigen Ländern 25,4 
vom Hundert. 

  
(7) Ab 2008 ergibt sich die in den Ländern jeweils geltende Höhe der 

Beteiligung des Bundes an den in Absatz 5 genannten Leistungen nach 
Maßgabe der Entwicklung der Bedarfsgemeinschaften. Sie bestimmt sich 
nach der Formel 

BBt+1 = Ä BGt,t-1 * 0,7 + BBt 
Dabei sind: 
Ä 
BGt,t-1 

= (JDBGt / JD BGt-1 – 1) * 100 

BBt+1 = Beteiligung des Bundes an den in Absatz 5 genannten Leistungen 
im Folgejahr in Prozent 

BBt = Beteiligung des Bundes an den in Absatz 5 genannten Leistungen 
im Jahr der Feststellung in Prozent 

JD BGt = jahresdurchschnittliche Anzahl der Bedarfsgemeinschaften von 
der Jahresmitte des Vorjahres bis zur Jahresmitte des Jahres der 
Feststellung 

JD 
BGt-1 

= jahresdurchschnittliche Anzahl der Bedarfsgemeinschaften von 
der Jahresmitte des Vorvorjahres bis zur Jahresmitte des 
Vorjahres 

Die jahresdurchschnittliche Anzahl der Bedarfsgemeinschaften wird auf 
Grundlage der nach § 53 erstellten Statistik ermittelt. 

  
(8) Die sich jeweils nach Absatz 7 ergebende Höhe der Beteiligung des 



den Ländern erstattet. Der Abruf der Erstattungen ist zur Monatsmitte und zum 
Monatsende zulässig. Soweit eine Bundesbeteiligung für Zahlungen geltend 
gemacht wird, die wegen des fristgerechten Eingangs beim Empfänger bereits 
am Ende eines Haushaltsjahres geleistet wurden, aber erst im folgenden 
Haushaltsjahr fällig werden, ist die für das folgende Haushaltsjahr geltende 
Bundesbeteiligung maßgeblich. 

 

Bundes wird jährlich durch Bundesgesetz festgelegt. Einer Neufestlegung 
der Beteiligung des Bundes bedarf es nicht, wenn die maßgebliche 
Veränderung der Zahl der Bedarfsgemeinschaften nicht mehr als 0,5 vom 
Hundert beträgt; in diesem Fall gilt die zuletzt festgelegte Höhe der 
Beteiligung des Bundes weiter fort. Sofern nach Maßgabe der Entwicklung 
der Zahl der Bedarfsgemeinschaften ein negativer Beteiligungssatz 
festgelegt werden müsste, ist die Beteiligung auf 0 vom Hundert festzulegen. 
Die Höhe der Beteiligung des Bundes an den in Absatz 5 genannten 
Leistungen beträgt höchstens 49 vom Hundert. 

  
(9) Der Anteil des Bundes an den in Absatz 5 genannten Leistungen wird 

den Ländern erstattet. Der Abruf der Erstattungen ist zur Monatsmitte und 
zum Monatsende zulässig. Soweit eine Bundesbeteiligung für Zahlungen 
geltend gemacht wird, die wegen des fristgerechten Eingangs beim 
Empfänger bereits am Ende eines Haushaltsjahres geleistet wurden, aber 
erst im folgenden Haushaltsjahr fällig werden, ist die für das folgende 
Haushaltsjahr geltende Bundesbeteiligung maßgeblich. 

 
§ 47 

Aufsicht 
  
(1) Soweit die Bundesagentur Leistungen nach diesem Buch erbringt, führt 

das Bundesministerium für Arbeit und Soziales die Rechtsaufsicht und die 
Fachaufsicht. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann der 
Bundesagentur Weisungen erteilen und sie an seine Auffassung binden; es 
kann organisatorische Maßnahmen zur Wahrung der Interessen des Bundes 
an der Umsetzung der Grundsicherung für Arbeitsuchende treffen. Das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann allgemeine 
Verwaltungsvorschriften für die Abrechnung der Aufwendungen der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende erlassen. Die Aufsicht über die 
zugelassenen kommunalen Träger obliegt den zuständigen Landesbehörden. 

  
(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch 

Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die Wahrnehmung von 
Aufgaben nach Absatz 1 auf eine Bundesoberbehörde übertragen. 

 

 
§ 47 

 
Aufsicht 

 
(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales führt die Rechts- und 
Fachaufsicht über die Bundesagentur, soweit dieser nach § 44b Absatz 3 ein 
Weisungsrecht gegenüber den gemeinsamen Einrichtungen zusteht. Das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann der Bundesagentur 
Weisungen erteilen und sie an seine Auffassung binden; es kann 
organisatorische Maßnahmen zur Wahrung der Interessen des Bundes an 
der Umsetzung der Grundsicherung für Arbeitsuchende treffen.  
 
(2) Die zuständigen Landesbehörden führen die Auf- sicht über die 
kommunalen Träger, soweit diesen nach § 44b Absatz 3 ein Weisungsrecht 
gegenüber den gemeinsamen Einrichtungen zusteht. Im Übrigen bleiben 
landesrechtliche Regelungen unberührt.  
 
(3) Im Aufgabenbereich der Trägerversammlung führt das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales die Rechtsaufsicht über die gemeinsamen 



Einrichtungen im Einvernehmen mit der zuständigen obersten Landesbehörde. 
Kann ein Einvernehmen nicht hergestellt werden, gibt der 
Kooperationsausschuss eine Empfehlung ab. Von der Empfehlung kann das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales nur aus wichtigem Grund 
abweichen. Im Übrigen ist der Kooperationsausschuss bei 
Aufsichtsmaßnahmen zu unterrichten.  
 
(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die Wahrnehmung 
seiner Aufgaben nach den Absätzen 1 und 3 auf eine Bundesoberbehörde 
übertragen.  
 
(5) Die aufsichtführenden Stellen sind berechtigt, die Wahrnehmung der 
Aufgaben bei den gemeinsamen Einrichtungen zu prüfen. 
 
 
 

§ 48 
Zielvereinbarungen 

  
Im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen soll das 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales mit der Bundesagentur 
Vereinbarungen zur Erreichung der Ziele nach diesem Buch abschließen. Die 
Vereinbarungen können 
1.    erforderliche Genehmigungen oder Zustimmungen des 

Bundesministeriums für Arbeit und Soziales ersetzen, 
2.

 

    die Selbstbewirtschaftung von Haushaltsmitteln für Leistungen zur 
Eingliederung in Arbeit sowie für Verwaltungskosten zulassen. 

 
§ 48 

 
Aufsicht über die zugelassenen kommunalen Träger 

 
 
(1) Die Aufsicht über die zugelassenen kommunalen Träger obliegt den 
zuständigen Landesbehörden.  
 
(2) Die Rechtsaufsicht über die obersten Landesbehörden übt die 
Bundesregierung aus, soweit die zugelassenen kommunalen Träger Aufgaben 
an Stelle der Bundesagentur erfüllen. Zu diesem Zweck kann die 
Bundesregierung mit Zustimmung des Bundesrates allgemeine 
Verwaltungsvorschriften zu grundsätzlichen Rechtsfragen der 
Leistungserbringung erlassen. Die Bundesregierung kann die Ausübung der 
Rechtsaufsicht auf das Bundesministerium für Arbeit und Soziales übertragen.  
 
(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann allgemeine 
Verwaltungsvorschriften für die Abrechnung der Aufwendungen der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende erlassen. 

  



§ 48a 
 

Vergleich der Leistungsfähigkeit 
 
 
(1) Zur Feststellung und Förderung der Leistungsfähigkeit der örtlichen 
Aufgabenwahrnehmung der Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
erstellt das Bundesministerium für Arbeit und Soziales auf der Grundlage der 
Kennzahlen nach § 51b Absatz 3 Nummer 3 Kennzahlenvergleiche und 
veröffentlicht die Ergebnisse vierteljährlich.  
 
(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die für die Vergleiche 
erforderlichen Kennzahlen sowie das Verfahren zu deren Weiterentwicklung 
und die Form der Veröffentlichung der Ergebnisse festzulegen.  
 
 

  
§ 48b 

 
Zielvereinbarungen 

(1) Zur Erreichung der Ziele nach diesem Buch schließen 

 

1. das Bundesministerium für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium der Finanzen mit der Bundesagentur,  
 
2. die Bundesagentur und die kommunalen Träger mit den Geschäftsführern 
der gemeinsamen Einrichtungen,  
 
3. das Bundesministerium für Arbeit und Soziales mit der zuständigen 
Landesbehörde sowie  
 
4. die zuständige Landesbehörde mit den zugelassenen kommunalen Trägern  
Vereinbarungen ab. Die Vereinbarungen nach Satz 1 Nummer 2 bis 4 
umfassen alle Leistungen dieses Buches. Die Beratungen über die 



Vereinbarung nach Satz 1 Nummer 3 führen die Kooperationsausschüsse 
nach § 18b. Im Bund-Länder-Ausschuss nach § 18c wird für die Vereinbarung 
nach Satz 1 Nummer 3 über einheitliche Grund- lagen beraten. 
  
(2) Die Vereinbarungen werden nach Beschlussfassung des Bundestages 
über das jährliche Haushaltsgesetz abgeschlossen.  
 
(3) Die Vereinbarungen umfassen insbesondere die Ziele der Verringerung der 
Hilfebedürftigkeit, Verbesserung der Integration in Erwerbstätigkeit und 
Vermeidung von langfristigem Leistungsbezug.  
 
(4) Die Vereinbarungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 sollen sich an den 
Vereinbarungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 orientieren.  
 
(5) Für den Abschluss der Vereinbarungen und die Nachhaltung der 
Zielerreichung sind die Daten nach § 51b und die Kennzahlen nach § 48a 
Absatz 2 maßgeblich.  
 
(6) Die Vereinbarungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 können  
 
1. erforderliche Genehmigungen oder Zustimmungen des Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales ersetzen,  

2. die Selbstbewirtschaftung von Haushaltsmitteln für Leistungen zur 
Eingliederung in Arbeit sowie für Verwaltungskosten zulassen. 

§ 49 
Innenrevision 

  
(1) Die Bundesagentur stellt durch organisatorische Maßnahmen sicher, 

dass in allen Dienststellen und Arbeitsgemeinschaften nach § 44b durch 
eigenes, nicht der Dienststelle angehörendes Personal geprüft wird, ob von ihr 
Leistungen nach diesem Buch unter Beachtung der gesetzlichen 
Bestimmungen nicht hätten erbracht werden dürfen oder zweckmäßiger oder 
wirtschaftlicher hätten eingesetzt werden können. Mit der Durchführung der 
Prüfungen können Dritte beauftragt werden. 

  
(2) Das Prüfpersonal der Bundesagentur ist für die Zeit seiner Prüftätigkeit 

§ 49 
Innenrevision 

  
(1) Die Bundesagentur stellt durch organisatorische Maßnahmen sicher, 

dass in allen Dienststellen und gemeinsamen Einrichtungen nach § 44b 
durch eigenes, nicht der Dienststelle angehörendes Personal geprüft wird, ob 
von ihr Leistungen nach diesem Buch unter Beachtung der gesetzlichen 
Bestimmungen nicht hätten erbracht werden dürfen oder zweckmäßiger oder 
wirtschaftlicher hätten eingesetzt werden können. Mit der Durchführung der 
Prüfungen können Dritte beauftragt werden. 

  
(2) Das Prüfpersonal der Bundesagentur ist für die Zeit seiner 



fachlich unmittelbar der Leitung der Dienststelle unterstellt, in der es 
beschäftigt ist. 

  
(3) Der Vorstand legt die Berichte nach Absatz 1 unverzüglich dem 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales vor 
 

Prüftätigkeit fachlich unmittelbar der Leitung der Dienststelle unterstellt, in 
der es beschäftigt ist. 

  
(3) Der Vorstand legt die Berichte nach Absatz 1 unverzüglich dem 

Bundesministerium für Arbeit und Soziales vor 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
Kapitel 6 

Datenübermittlung und Datenschutz 
 
 

§ 50 
Datenübermittlung 

  
(1) Die Bundesagentur, die kommunalen Träger, die zugelassenen 

kommunalen Träger, die für die Bekämpfung von Leistungsmissbrauch und 
illegaler Beschäftigung zuständigen Stellen und mit der Wahrnehmung von 
Aufgaben beauftragte Dritte sollen sich gegenseitig Sozialdaten übermitteln, 
soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Buch oder dem Dritten 
Buch erforderlich ist. 

  
(2) Soweit Arbeitsgemeinschaften die Aufgaben der Agenturen für Arbeit 

wahrnehmen (§ 44b Abs. 3 Satz 1), ist die Bundesagentur verantwortliche 
Stelle nach § 67 Abs. 9 des Zehnten Buches. 

 

Kapitel 6  
Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung, datenschutzrechtliche 

Verantwortung 
 

§ 50 
Datenübermittlung 

  
(1) Die Bundesagentur, die kommunalen Träger, die zugelassenen 

kommunalen Träger, die gemeinsamen Einrichtungen, die für die 
Bekämpfung von Leistungsmissbrauch und illegaler Beschäftigung 
zuständigen Stellen und mit der Wahrnehmung von Aufgaben beauftragte 
Dritte sollen sich gegenseitig Sozialdaten übermitteln, soweit dies zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Buch oder dem Dritten Buch 
erforderlich ist. 
 
(2) Die gemeinsame Einrichtung ist verantwortliche Stelle für die Erhebung, 
Verarbeitung und Nutzung von Sozialdaten nach § 67 Absatz 9 des Zehnten 
Buches sowie Stelle im Sinne des § 35 Absatz 1 des Ersten Buches.  
 



(3) Die gemeinsame Einrichtung nutzt zur Erfüllung ihrer Aufgaben durch die 
Bundesagentur zentral verwaltete Verfahren der Informationstechnik. Sie ist 
verpflichtet, auf einen auf dieser Grundlage erstellten gemeinsamen zentralen 
Datenbestand zu- zugreifen. Verantwortliche Stelle für die zentral ver- walteten 
Verfahren der Informationstechnik nach § 67 Absatz 9 des Zehnten Buches ist 
die Bundesagentur.  
 
(4) Die Zulässigkeit der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von 
personenbezogenen Sozialdaten durch die gemeinsame Einrichtung richtet 
sich nach dem Datenschutzrecht des Bundes, soweit nicht in diesem Buch und 
im Zweiten Kapitel des Zehnten Buches vorrangige Regelungen getroffen sind. 
Der Anspruch auf Zugang zu amtlichen Informationen gegenüber der 
gemeinsamen Einrichtung richtet sich nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
des Bundes. Die Datenschutzkontrolle und die Kontrolle der Einhaltung der 
Vorschriften über die Informationsfreiheit bei der gemeinsamen Einrichtung 
sowie für die zentralen Verfahren der Informationstechnik obliegen nach § 24 
des Bundesdatenschutzgesetzes dem Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit. 
 

§ 51a 
Kundennummer 

  
Jeder Person, die Leistungen nach diesem Gesetz bezieht, wird einmalig 

eine eindeutige, von der Bundesagentur oder im Auftrag der Bundesagentur 
von den zugelassenen kommunalen Trägern vergebene Kundennummer 
zugeteilt. Die Kundennummer ist vom Träger der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende als Identifikationsmerkmal zu nutzen und dient ausschließlich 
diesem Zweck sowie den Zwecken nach § 51b Abs. 4. Soweit vorhanden, ist 
die schon beim Vorbezug von Leistungen nach dem Dritten Buch vergebene 
Kundennummer der Bundesagentur zu verwenden. Die Kundennummer bleibt 
der jeweiligen Person auch zugeordnet, wenn sie den Träger wechselt. Bei 
erneuter Leistung nach längerer Zeit ohne Inanspruchnahme von Leistungen 
nach diesem Buch oder nach dem Dritten Buch wird eine neue 
Kundennummer vergeben. Diese Regelungen gelten entsprechend auch für 
Bedarfsgemeinschaften. Bei der Übermittlung der Daten verwenden die 
Träger eine eindeutige, von der Bundesagentur vergebene Trägernummer. 

 

§ 51a 
Kundennummer 

  
Jeder Person, die Leistungen nach diesem Gesetz bezieht, wird einmalig 

eine eindeutige, von der Bundesagentur oder im Auftrag der Bundesagentur 
von den zugelassenen kommunalen Trägern vergebene Kundennummer 
zugeteilt. Die Kundennummer ist vom Träger der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende als Identifikationsmerkmal zu nutzen und dient 
ausschließlich diesem Zweck sowie den Zwecken nach § 51b Absatz 3. 
Soweit vorhanden, ist die schon beim Vorbezug von Leistungen nach dem 
Dritten Buch vergebene Kundennummer der Bundesagentur zu verwenden. 
Die Kundennummer bleibt der jeweiligen Person auch zugeordnet, wenn sie 
den Träger wechselt. Bei erneuter Leistung nach längerer Zeit ohne 
Inanspruchnahme von Leistungen nach diesem Buch oder nach dem Dritten 
Buch wird eine neue Kundennummer vergeben. Diese Regelungen gelten 
entsprechend auch für Bedarfsgemeinschaften. Bei der Übermittlung der 
Daten verwenden die Träger eine eindeutige, von der Bundesagentur 
vergebene Trägernummer. 

 



§ 51b 
Datenerhebung und -verarbeitung durch die Träger der Grundsicherung 

für Arbeitsuchende 
  
(1) Die zuständigen Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende 

erheben laufend die sich bei der Durchführung der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende ergebenden Daten über 
1.    die Empfänger von Leistungen nach diesem Gesetz, einschließlich aller 

Mitglieder von Bedarfsgemeinschaften und die im Haushalt lebenden 
Kinder nach § 7 Absatz 3 Nummer 4, die aufgrund ihres Einkommens oder 
Vermögens nicht zur Bedarfsgemeinschaft gehören, 

2.    die Art und Dauer der gewährten Leistungen und Maßnahmen sowie die 
Art der Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt, 

3.    die Ausgaben und Einnahmen im Rahmen der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende, 

4.

Die kommunalen Träger und die zugelassenen kommunalen Träger 
übermitteln der Bundesagentur die Daten nach Satz 1 als personenbezogene 
Datensätze unter Angabe der Kundennummer sowie der Nummer der 
Bedarfsgemeinschaft nach § 51a. Für jedes der in Satz 1 Nr. 4 genannten 
Stellenangebote übermitteln die zuständigen Träger einen Datensatz unter 
Angabe eines eindeutigen Identifikationsmerkmals. 

    die Stellenangebote, die ihnen von den Arbeitgebern mit einem Auftrag zur 
Vermittlung gemeldet wurden. 

  
(2) Im Rahmen von Absatz 1 Nr. 1 und 2 sind Angaben über 

1.    Familien- und Vornamen; Anschrift; Familienstand; Geschlecht; 
Geburtsdatum; Staatsangehörigkeit, bei Ausländern auch der 
aufenthaltsrechtliche Status; Merkmale des Migrationshintergrundes; 
Sozialversicherungsnummer, soweit bekannt; Stellung innerhalb der 
Bedarfsgemeinschaft; Zahl aller Mitglieder und Zusammensetzung nach 
Altersstruktur der Bedarfsgemeinschaft; Änderungen der 
Zusammensetzung der Bedarfsgemeinschaft; Zahl aller 
Haushaltsmitglieder; Art der gewährten Mehrbedarfszuschläge; 

2.

§ 51b 

    Datum der Antragstellung, Beginn und Ende, Art und Höhe der Leistungen 
und Maßnahmen an die einzelnen Leistungsempfänger (einschließlich der 

Datenerhebung und -verarbeitung durch die Träger der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende 

  
(1) Die zuständigen Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende erheben 
laufend die für die Durchführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
erforderlichen Daten. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die 
nach Satz 1 zu erhebenden Daten, die zur Nutzung für die in Absatz 3 
genannten Zwecke erforderlich sind, einschließlich des Verfahrens zu deren 
Weiterentwicklung festzulegen.  
 
(2) Die kommunalen Träger und die zugelassenen kommunalen Träger 
übermitteln der Bundesagentur die Daten nach Absatz 1 unter Angabe eines 
eindeutigen Identifikationsmerkmals, personenbezogene Datensätze unter 
Angabe der Kundennummer sowie der Nummer der Bedarfsgemeinschaft 
nach § 51a.  
 
(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 erhobenen und an die Bundesagentur 
übermittelten Daten dürfen nur – unbeschadet auf sonstiger gesetzlicher 
Grundlagen bestehender Mitteilungspflichten – für folgende Zwecke 
verarbeitet und genutzt werden:  
 
1. die zukünftige Gewährung von Leistungen nach diesem und dem Dritten 
Buch an die von den Erhebungen betroffenen Personen,  
 
2. Überprüfungen der Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende auf 
korrekte und wirtschaftliche Leistungserbringung,  
3. die Erstellung von Statistiken, Kennzahlen für die Zwecke nach § 48a 
Absatz 2 und § 48b Absatz 5, Eingliederungsbilanzen und 
Controllingberichten durch die Bundesagentur, der laufenden 
Berichterstattung und der Wirkungsforschung nach den §§ 53 bis 55, 
 
4. die Durchführung des automatisierten Datenabgleichs nach § 52,  
5. die Bekämpfung von Leistungsmissbrauch. 

 



Leistungen nach § 16a Nr. 1 bis 4), Anspruch und Bruttobedarf je Monat, 
anerkannte monatliche Bruttokaltmiete; Angaben zu Grund, Art und 
Umfang von Sanktionen nach den §§ 31 und 32 sowie von Leistungen 
nach § 16b und Anreizen nach § 30; Beendigung der Hilfe auf Grund der 
Einstellung der Leistungen; 

3.    Art und Höhe der angerechneten Einkommen, übergegangenen Ansprüche 
und des Vermögens für alle Leistungsempfänger; 

4.

zu erheben und zu übermitteln. 

    für 15-bis unter 67-jährige Leistungsempfänger zusätzlich zu den unter 
Nummer 1 und Nummer 2 genannten Merkmalen: höchster 
Schulabschluss an allgemein bildenden Schulen; höchster Berufsbildungs- 
bzw. Studienabschluss (Beruf); Angaben zur Erwerbsfähigkeit sowie zu Art 
und Umfang einer Erwerbsminderung; Zumutbarkeit der Arbeitsaufnahme 
oder Gründe, die einer Zumutbarkeit entgegenstehen; Beteiligung am 
Erwerbsleben einschließlich Art und Umfang der Erwerbstätigkeit; 
Arbeitssuche und Arbeitslosigkeit nach § 118 des Dritten Buches; Angaben 
zur Anwendung von § 65 Abs. 4 

  
(3) Im Rahmen von Absatz 1 Nr. 3 sind Art und Sitz der zuständigen 

Agentur für Arbeit, des zuständigen zugelassenen kommunalen Trägers oder 
des zuständigen kommunalen Trägers, Einnahmen und Ausgaben nach Höhe 
sowie Einnahme- und Leistungsarten zu erheben und zu übermitteln. 

  
(3a) Im Rahmen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 4 sind Angaben über 

Betriebsnummer oder Name und Anschrift des Betriebes, die Anzahl der 
gemeldeten und offenen Stellen, die Art der Stellen und deren 
frühestmöglichen Besetzungstermin, die geforderte Arbeitszeit, den 
gewünschten Beruf, Altersbegrenzungen der Stellen, den Arbeitsort sowie den 
Wirtschaftszweig des meldenden Betriebes und – sofern es sich um befristete 
Stellen handelt – die Befristungsdauer zu erheben und zu übermitteln. Für 
Ausbildungsstellen sind darüber hinaus Angaben zur Ausbildungseignung des 
meldenden Betriebes und zum Ausbildungsbeginn erforderlich. 

  
(4) Die nach den Absätzen 1 bis 3a erhobenen und übermittelten Daten 

können nur – unbeschadet auf sonstiger gesetzlicher Grundlagen bestehender 
Mitteilungspflichten – zu folgenden Zwecken verarbeitet und genutzt werden: 

(4) Die Bundesagentur regelt im Benehmen mit den kommunalen 
Spitzenverbänden auf Bundesebene den genauen Umfang der nach den 
Absätzen 1 und 2 zu übermittelnden Informationen, einschließlich einer 
Inventurmeldung, sowie die Fristen für deren Übermittlung. Sie regelt ebenso 
die zu verwendenden Systematiken, die Art der Übermittlung der Datensätze 
einschließlich der Datenformate sowie Aufbau, Vergabe, Verwendung und 
Löschungsfristen von Kunden- und Bedarfsgemeinschaftsnummern nach § 
51a. 

 



1.    bei der zukünftigen Gewährung von Leistungen nach diesem und dem 
Dritten Buch an die von den Erhebungen betroffenen Personen, 

2.    bei Überprüfungen der Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende auf 
korrekte und wirtschaftliche Leistungserbringung, 

3.    bei der Erstellung von Statistiken, Eingliederungsbilanzen und 
Controllingberichten durch die Bundesagentur, der laufenden 
Berichterstattung und der Wirkungsforschung nach § 6c und den §§ 53 bis 
55, 

4.    bei der Durchführung des automatisierten Datenabgleichs nach § 52 sowie 
5.

  
    bei der Bekämpfung von Leistungsmissbrauch. 

(5) Die Bundesagentur regelt im Benehmen mit den kommunalen Spitzenverbänden 
auf Bundesebene den genauen Umfang der nach den Absätzen 1 bis 3 zu 
übermittelnden Informationen, einschließlich einer Inventurmeldung, sowie die Fristen 
für deren Übermittlung. Sie regelt ebenso die zu verwendenden Systematiken, die Art 
der Übermittlung der Datensätze einschließlich der Datenformate sowie Aufbau, 
Vergabe, Verwendung und Löschungsfristen von Kunden- und 
Bedarfsgemeinschaftsnummern nach § 51a. 

§ 51c 
Verordnungsermächtigung 

  
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch 

Rechtsverordnung grundsätzliche Festlegungen zu Art und Umfang der 
Datenübermittlungen nach § 51b, insbesondere zu Inhalten nach den 
Absätzen 2 und 3, vorzunehmen. 

 

 
 

§ 51c wird aufgehoben 

§ 55 
Wirkungsforschung 

  
Die Wirkungen der Leistungen zur Eingliederung und der Leistungen zur 

Sicherung des Lebensunterhalts sind regelmäßig und zeitnah zu untersuchen 
und in die Arbeitsmarkt- und Berufsforschung nach § 282 des Dritten Buches 
einzubeziehen. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales und die 
Bundesagentur können in Vereinbarungen Einzelheiten der 
Wirkungsforschung festlegen. Soweit zweckmäßig, können Dritte mit der 

§ 55 
Wirkungsforschung 

  
(1) Die Wirkungen der Leistungen zur Eingliederung und der Leistungen 

zur Sicherung des Lebensunterhalts sind regelmäßig und zeitnah zu 
untersuchen und in die Arbeitsmarkt- und Berufsforschung nach § 282 des 
Dritten Buches einzubeziehen. Das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales und die Bundesagentur können in Vereinbarungen Einzelheiten der 
Wirkungsforschung festlegen. Soweit zweckmäßig, können Dritte mit der 



Wirkungsforschung beauftragt werden. 
 

Wirkungsforschung beauftragt werden. 
 
(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales untersucht 

vergleichend die Wirkung der örtlichen Aufgabenwahrnehmung durch die 
Träger der Grundsicherung. 

 
§ 64 

Zuständigkeit 
  
(1) Für die Bekämpfung von Leistungsmissbrauch gilt § 319 des Dritten 

Buches. 
  
(2) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 

Ordnungswidrigkeiten sind in den Fällen 
1.    des § 63 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 die Bundesagentur, in den Fällen des § 44b 

Abs. 3 Satz 1 die Arbeitsgemeinschaft und in den Fällen des § 6a der 
zugelassene kommunale Träger, 

2.

 

    des § 63 Abs. 1 Nr. 6 die Bundesagentur, in den Fällen des § 44b Abs. 3 
Satz 1 die Arbeitsgemeinschaft und in den Fällen des § 6a der 
zugelassene kommunale Träger, und die Behörden der Zollverwaltung 
jeweils für ihren Geschäftsbereich. 

§ 64 
Zuständigkeit 

  
(1) Für die Bekämpfung von Leistungsmissbrauch gilt § 319 des Dritten 

Buches. 
  

(2) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind in den Fällen  
 
1. des § 63 Absatz 1 Nummer 1 bis 5 die gemeinsame Einrichtung oder der 
nach § 6a zugelassene kommunale Träger,  
 
2. des § 63 Absatz 1 Nummer 6  
 
a) die gemeinsame Einrichtung oder der nach § 6a zugelassene kommunale 
Träger sowie  
 
b) die Behörden der Zollverwaltung  
 
jeweils für ihren Geschäftsbereich.  
 
(3) Soweit die gemeinsame Einrichtung Verwaltungsbehörde nach Absatz 2 
ist, fließen die Geldbußen in die Bundeskasse. § 66 des Zehnten Buches gilt 
entsprechend. Die Bundeskasse trägt abweichend von § 105 Absatz 2 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten die notwendigen Auslagen. Sie ist auch 
ersatz- pflichtig im Sinne des § 110 Absatz 4 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten.  
 

§ 65c 
Übergang bei verminderter Leistungsfähigkeit 

 
 



  
In Fällen, in denen am 31. Dezember 2004 

1.    Arbeitslosenhilfe auf Grund von § 198 Satz 2 Nr. 3 in Verbindung mit § 125 
des Dritten Buches erbracht wurde oder 

2.

gilt die Einigungsstelle nach § 44a Abs. 1 Satz 2 und § 45 am 1. Januar 2005 
als angerufen. 

    über den Antrag auf Rente wegen Erwerbsminderung eines Empfängers 
von Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundessozialhilfegesetz, der das 
15. Lebensjahr vollendet und das 65. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, 
noch nicht entschieden ist, 

 
 
 
 
 
 
 

§ 65c wird aufgehoben 

  
§ 75 

 
Gesetz zur Weiterentwicklung der Organisation der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende – Anwendbarkeit des § 6a Absatz 7, des § 44d und des § 

51b 
 
(1) § 51b Absatz 1 bis 3a in der bis zum … [einsetzen: Tag vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes] geltenden Fassung ist anstelle des § 51b Absatz 1 Satz 1 
und Absatz 2 weiterhin anzuwenden, solange das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales keine Rechtsverordnung nach § 51b Absatz 1 Satz 2 
erlassen hat.  
 
(2) Abweichend von § 6a Absatz 7 Satz 3 kann der Antrag nach § 6a Absatz 
7 Satz 1 im Jahr 2010 bis zum 1. September mit Wirkung zum 1. Januar 
2011 gestellt werden. 
 
(3) Der Geschäftsführer einer Arbeitsgemeinschaft nach § 44b in der bis zum 
… geltenden Fassung nimmt die Aufgaben der Geschäftsführung in der 



gemeinsamen Einrichtung bis zum Ablauf der laufenden Amtsperiode nach §§ 
44d Absatz 2 dieses Buches in der bis zum … geltenden Fassung wahr. §§ 
44d Absatz 2 Satz 7 bleibt unberührt. Endet die Amtsperiode des 
Geschäftsführers einer Arbeitsgemeinschaft nach §§ 44b in der bis zum … 
geltenden Fassung vor Bildung der gemeinsamen Einrichtung oder läuft seine 
Amtsperiode nach Satz 1 ab, bevor die Trägerversammlung nach §§ 44c 
Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 einen neuen Geschäftsführer bestellt hat, bestimmt 
die Anstellungskörperschaft des bisherigen Geschäftsführers einen 
kommissarischen Geschäftsführer, der die Geschäfte führt, bis die 
Trägerversammlung 
einen Geschäftsführer bestellt hat. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
§ 76 

 
Gesetz zur Weiterentwicklung der Organisation der Grundsicherung für 

Arbeitsuchende 
 
 
(1) Abweichend von §§ 44b Absatz 1 können die Aufgaben nach diesem Buch 
bis zum 31. Dezember 2011 getrennt wahrgenommen werden, wenn am 31. 
März 2010 in dem Bereich eines kommunalen Trägers keine 
Arbeitsgemeinschaft nach §§ 44b bestanden hat. 
 
(2) Nimmt im Gebiet eines kommunalen Trägers nach § 6 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 mehr als eine Arbeitsgemeinschaft nach § 44b in der bis zum … 
gelten- den Fassung die Aufgaben nach diesem Buch wahr, kann insoweit 
abweichend von § 44b Absatz 1 Satz 1 mehr als eine gemeinsame Einrichtung 
gebildet wer- den.  
 
(3) Bei Wechsel der Trägerschaft oder der Organisationsform tritt der 



zuständige Träger oder die zuständige Organisationsform an die Stelle des 
bisherigen Trägers oder der bisherigen Organisationsform; dies gilt auch für 
laufende Verwaltungs- und Gerichtsverfahren. Die Träger teilen sich alle 
Tatsachen mit, die zur Vorbereitung eines Wechsels der Organisationsform 
erforderlich sind. Sie sollen sich auch die zu diesem Zweck erforderlichen 
Sozialdaten in automatisierter und standardisierter Form übermitteln.  
 
(4) Besteht in einer Arbeitsgemeinschaft nach § 44b in der bis zum … 
geltenden Fassung ein Personal- oder Betriebsrat, nimmt dieser ab dem 
Zeitpunkt, zu dem Beamten und Arbeitnehmern in einer gemeinsamen 
Einrichtung Tätigkeiten zugewiesen werden, die Auf- gaben der 
Personalvertretung als Übergangspersonal- rat bis zur Konstituierung einer 
neuen Personalvertretung nach den Regelungen des 
Bundespersonalvertretungsgesetzes wahr, längstens jedoch bis zum 30. Juni 
2012. Satz 1 gilt entsprechend für die Jugend- und Auszubildendenvertretung 
sowie die Schwerbehindertenvertretung.  
 
(5) Bestehen in einer Arbeitsgemeinschaft nach § 44b in der bis zum … 
geltenden Fassung Dienst- oder Betriebsvereinbarungen, gelten diese bis zu 
einer Neuregelung für die jeweilige gemeinsame Einrichtung als 
Dienstvereinbarungen fort, längstens jedoch bis zum 30. Juni 2012.  

Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) - Arbeitsförderung 
 

§ 9a 
Zusammenarbeit mit den für die Wahrnehmung der Aufgaben der 

Grundsicherung für Arbeitsuchende zuständigen Agenturen für Arbeit, 
zugelassenen kommunalen Trägern und Arbeitsgemeinschaften 

  
Beziehen erwerbsfähige Hilfebedürftige nach dem Zweiten Buch auch 

Leistungen der Arbeitsförderung, so sind die Agenturen für Arbeit verpflichtet, 
eng mit den für die Wahrnehmung der Aufgaben der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende zuständigen Agenturen für Arbeit, zugelassenen kommunalen 
Trägern und Arbeitsgemeinschaften zusammenzuarbeiten. Sie unterrichten 
diese unverzüglich über die ihnen insoweit bekannten, für die Wahrnehmung 
der Aufgaben der Grundsicherung für Arbeitsuchende erforderlichen 
Tatsachen, insbesondere über 
1.

 

    die für erwerbsfähige Hilfebedürftige im Sinne des Zweiten Buches 

§ 9a  
Zusammenarbeit mit den für die Wahrnehmung der Aufgaben der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende zuständigen gemeinsamen 

Einrichtungen und zugelassenen kommunalen Trägern 
 

Beziehen erwerbsfähige Hilfebedürftige nach dem Zweiten Buch auch 
Leistungen der Arbeitsförderung, so sind die Agenturen für Arbeit verpflichtet, 
eng mit den für die Wahrnehmung der Aufgaben der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende zuständigen gemeinsamen Einrichtungen und zugelassenen 
kommunalen Trägern zusammenzuarbeiten. Sie unterrichten diese 
unverzüglich über die ihnen insoweit bekannten, für die Wahrnehmung der 
Aufgaben der Grundsicherung für Arbeitsuchende erforderlichen Tatsachen, 
insbesondere über 
1.    die für erwerbsfähige Hilfebedürftige im Sinne des Zweiten Buches 

vorgesehenen und erbrachten Leistungen der aktiven Arbeitsförderung 



vorgesehenen und erbrachten Leistungen der aktiven Arbeitsförderung 
sowie 

2.
 

    über die bei diesen Personen eintretenden Sperrzeiten. 

sowie 
2.

 
    über die bei diesen Personen eintretenden Sperrzeiten. 

Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) - Rentenversicherung 
§ 109a 

Hilfe in Angelegenheiten der Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung 

  
(1) Die Träger der Rentenversicherung informieren und beraten Personen, 

die 
1.    die Regelaltersgrenze erreicht haben oder 
2.

über die Leistungsvoraussetzungen nach dem Vierten Kapitel des Zwölften 
Buches, soweit die genannten Personen rentenberechtigt sind. Personen nach 
Satz 1, die nicht rentenberechtigt sind, werden auf Anfrage beraten und 
informiert. Liegt eine Rente unter dem 27fachen des aktuellen Rentenwertes, 
ist der Information zusätzlich ein Antragsformular beizufügen. Es ist darauf 
hinzuweisen, dass der Antrag auf Leistungen der Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung nach dem Vierten Kapitel des Zwölften Buches auch 
bei dem zuständigen Träger der Rentenversicherung gestellt werden kann, 
der den Antrag an den zuständigen Träger der Sozialhilfe weiterleitet. Darüber 
hinaus sind die Träger der Rentenversicherung verpflichtet, mit den 
zuständigen Trägern der Sozialhilfe zur Zielerreichung der Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung nach dem Vierten Kapitel des Zwölften 
Buches zusammenzuarbeiten. Eine Verpflichtung nach Satz 1 besteht nicht, 
wenn eine Inanspruchnahme von Leistungen der genannten Art wegen der 
Höhe der gezahlten Rente sowie der im Rentenverfahren zu ermittelnden 
weiteren Einkünfte nicht in Betracht kommt. 

    das 18. Lebensjahr vollendet haben, unabhängig von der jeweiligen 
Arbeitsmarktlage voll erwerbsgemindert im Sinne des § 43 Abs. 2 sind und 
bei denen es unwahrscheinlich ist, dass die volle Erwerbsminderung 
behoben werden kann, 

  
(2) Die Träger der Rentenversicherung prüfen und entscheiden auf ein 

Ersuchen nach § 45 des Zwölften Buches durch den zuständigen Träger der 

§ 109a 
Hilfen in Angelegenheiten der Grundsicherung 

  
(1) Die Träger der Rentenversicherung informieren und beraten 

Personen, die 
1.    die Regelaltersgrenze erreicht haben oder 
2.

über die Leistungsvoraussetzungen nach dem Vierten Kapitel des Zwölften 
Buches, soweit die genannten Personen rentenberechtigt sind. Personen 
nach Satz 1, die nicht rentenberechtigt sind, werden auf Anfrage beraten und 
informiert. Liegt eine Rente unter dem 27fachen des aktuellen Rentenwertes, 
ist der Information zusätzlich ein Antragsformular beizufügen. Es ist darauf 
hinzuweisen, dass der Antrag auf Leistungen der Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung nach dem Vierten Kapitel des Zwölften Buches 
auch bei dem zuständigen Träger der Rentenversicherung gestellt werden 
kann, der den Antrag an den zuständigen Träger der Sozialhilfe weiterleitet. 
Darüber hinaus sind die Träger der Rentenversicherung verpflichtet, mit den 
zuständigen Trägern der Sozialhilfe zur Zielerreichung der Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem Vierten Kapitel des Zwölften 
Buches zusammenzuarbeiten. Eine Verpflichtung nach Satz 1 besteht nicht, 
wenn eine Inanspruchnahme von Leistungen der genannten Art wegen der 
Höhe der gezahlten Rente sowie der im Rentenverfahren zu ermittelnden 
weiteren Einkünfte nicht in Betracht kommt. 

    das 18. Lebensjahr vollendet haben, unabhängig von der jeweiligen 
Arbeitsmarktlage voll erwerbsgemindert im Sinne des § 43 Abs. 2 sind 
und bei denen es unwahrscheinlich ist, dass die volle Erwerbsminderung 
behoben werden kann, 

  
(2) Die Träger der Rentenversicherung prüfen und entscheiden auf ein 
Ersuchen nach § 45 des Zwölften Buches durch den zuständigen Träger der 
Sozialhilfe, ob Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, unabhängig 
von der jeweiligen Arbeitsmarktlage voll erwerbsgemindert im Sinne des § 43 



Sozialhilfe, ob Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, unabhängig 
von der jeweiligen Arbeitsmarktlage voll erwerbsgemindert im Sinne des § 43 
Abs. 2 sind und es unwahrscheinlich ist, dass die volle Erwerbsminderung 
behoben werden kann. Zuständig ist 
1.    bei Versicherten der Träger der Rentenversicherung, der für die Erbringung 

von Leistungen an den Versicherten zuständig ist, 
2.

Die kommunalen Spitzenverbände und die Deutsche Rentenversicherung 
Bund können Vereinbarungen über das Verfahren nach Satz 1 schließen. 

    bei sonstigen Personen der Regionalträger, der für den Sitz des Trägers 
der Sozialhilfe örtlich zuständig ist. 

 

Abs. 2 sind und es unwahrscheinlich ist, dass die volle Erwerbsminderung 
behoben werden kann. Ergibt die Prüfung, dass keine volle Erwerbsminderung 
vorliegt, ist ergänzend eine gutachterliche Stellungnahme abzugeben, ob 
hilfebedürftige Personen, die das 15. Lebensjahr vollendet haben, 
erwerbsfähig im Sinne des §§ 8 des Zweiten Buches sind. 
 
(3) Die Träger der Rentenversicherung geben nach §§ 44a Absatz 1 Satz 5 
des Zweiten Buches eine gutachterliche Stellungnahme ab, ob hilfebedürftige 
Personen, die das 15. Lebensjahr vollendet haben, erwerbsfähig im Sinne des 
§ 8 des Zweiten Buches sind. Ergibt die gutachterliche Stellungnahme, dass 
Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, unabhängig von der 
jeweiligen Arbeitsmarktlage voll erwerbsgemindert im Sinne des § 43 Absatz 2 
Satz 2 sind, ist ergänzend zu prüfen, ob es unwahrscheinlich ist, dass die volle 
Erwerbsminderung behoben werden kann. 
 
(4) Zuständig für die Prüfung und Entscheidung nach Absatz 2 und die 
Erstellung der gutachterlichen Stellungnahme nach Absatz 3 ist  
 
1. bei Versicherten der Träger der Rentenversicherung, der für die Erbringung 
von Leistungen an den Versicherten zuständig ist, 
 
2. bei sonstigen Personen der Regionalträger, der für den Sitz des Trägers der 
Sozialhilfe oder der Agentur für Arbeit örtlich zuständig ist. 
 
(5) Die kommunalen Spitzenverbände, die Bundesagentur für Arbeit und die 
Deutsche Rentenversicherung Bund können Vereinbarungen über das 
Verfahren nach den Absätzen 2 und 3 schließen. 
 

§ 224b 
Erstattung für Begutachtungen in Angelegenheiten der Grundsicherung 

im Alter und bei Erwerbsminderung 
  
(1) Der Bund erstattet der Deutschen Rentenversicherung Bund zum 1. 

Mai eines Jahres, erstmals zum 1. Mai 2010, die Kosten und Auslagen, die 
den Trägern der Rentenversicherung durch die Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
nach § 109a Abs. 2 für das vorangegangene Jahr entstanden sind. Das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales, das Bundesministerium der 

§§ 224b 
 

Erstattung für Begutachtung in Angelegenheiten der Grundsicherung 
 
(1) Der Bund erstattet der Deutschen Rentenversicherung Bund zum 1. Mai 
eines Jahres, erstmals zum 1. Mai 2010, die Kosten und Auslagen, die den 
Trägern der Rentenversicherung durch die Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
nach §§ 109a Absatz 2 für das vorangegangene Jahr entstanden sind. Das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales, das Bundesministerium der 
Finanzen und die Deutsche Rentenversicherung Bund vereinbaren 



Finanzen und die Deutsche Rentenversicherung Bund vereinbaren 
aufwandsgerechte Pauschalbeträge für die nach § 109a Abs. 2 Satz 1 je Fall 
entstehenden Kosten und Auslagen. 

  
(2) Das Bundesversicherungsamt führt die Abrechnung durch. Die 

Deutsche Rentenversicherung Bund übermittelt dem Bundesversicherungsamt 
bis zum 1. März eines Jahres, erstmals zum 1. März 2010, die Zahl der Fälle 
des vorangegangenen Jahres. Die Aufteilung des Erstattungsbetrages auf die 
Träger der Rentenversicherung erfolgt durch die Deutsche 
Rentenversicherung Bund. Für die Träger der allgemeinen 
Rentenversicherung erfolgt sie buchhalterisch. 

 

aufwandsgerechte Pauschalbeträge für die nach §§ 109a Absatz 2 je Fall 
entstehenden Kosten und Auslagen. 
 
(2) Für Kosten und Auslagen durch die Wahrnehmung der Aufgaben nach § 
109a Absatz 3 gilt Absatz 1 entsprechend. 
 
(3) Das Bundesversicherungsamt führt die Abrechnung nach den Absätzen 1 
und 2 durch. Die Deutsche Rentenversicherung Bund übermittelt dem 
Bundesversicherungsamt bis zum 1. März eines Jahres, erstmals zum 1. 
März 2010, die Zahl der Fälle des vorangegangenen Jahres. Die Aufteilung 
des Erstattungsbetrages auf die Träger der Rentenversicherung erfolgt durch 
die Deutsche Rentenversicherung Bund. Für die Träger der allgemeinen 
Rentenversicherung erfolgt sie buchhalterisch. 
 

Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) - Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen 
§ 6a 

Rehabilitationsträger für Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach 
dem Zweiten Buch 

  
Die Bundesagentur für Arbeit ist auch Rehabilitationsträger für die 

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben für behinderte erwerbsfähige 
Hilfebedürftige im Sinne des Zweiten Buches, sofern nicht ein anderer 
Rehabilitationsträger zuständig ist. Die Zuständigkeit der Arbeitsgemeinschaft 
oder des zugelassenen kommunalen Trägers für die Leistungen zur 
beruflichen Teilhabe behinderter Menschen nach § 16 Abs. 1 des Zweiten 
Buches bleibt unberührt. Die Bundesagentur für Arbeit unterrichtet die 
zuständige Arbeitsgemeinschaft oder den zugelassenen kommunalen Träger 
und den Hilfebedürftigen schriftlich über den festgestellten 
Rehabilitationsbedarf und ihren Eingliederungsvorschlag. Die 
Arbeitsgemeinschaft oder der zuständige kommunale Träger entscheidet unter 
Berücksichtigung des Eingliederungsvorschlages innerhalb von drei Wochen 
über die Leistungen zur beruflichen Teilhabe. 

 

§ 6a 
Rehabilitationsträger für Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach 

dem Zweiten Buch 
  
Die Bundesagentur für Arbeit ist auch Rehabilitationsträger für die 

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben für behinderte erwerbsfähige 
Hilfebedürftige im Sinne des Zweiten Buches, sofern nicht ein anderer 
Rehabilitationsträger zuständig ist. Die Zuständigkeit der gemeinsamen 
Einrichtung oder des zugelassenen kommunalen Trägers für die Leistungen 
zur beruflichen Teilhabe behinderter Menschen nach § 16 Abs. 1 des 
Zweiten Buches bleibt unberührt. Die Bundesagentur für Arbeit unterrichtet 
die zuständige gemeinsame Einrichtung oder den zugelassenen 
kommunalen Träger und den Hilfebedürftigen schriftlich über den 
festgestellten Rehabilitationsbedarf und ihren Eingliederungsvorschlag. Die 
gemeinsame Einrichtung oder der zuständige kommunale Träger entscheidet 
unter Berücksichtigung des Eingliederungsvorschlages innerhalb von drei 
Wochen über die Leistungen zur beruflichen Teilhabe. 

 
Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) Sozialhilfe 

§ 21 
Sonderregelung für Leistungsberechtigte nach dem Zweiten Buch 

§ 21 
Sonderregelung für Leistungsberechtigte nach dem Zweiten Buch 



  
Personen, die nach dem Zweiten Buch als Erwerbsfähige oder als 

Angehörige dem Grunde nach leistungsberechtigt sind, erhalten keine 
Leistungen für den Lebensunterhalt. Abweichend von Satz 1 können 
Personen, die nicht hilfebedürftig nach § 9 des Zweiten Buches sind, 
Leistungen nach § 34 erhalten. Bestehen über die Zuständigkeit zwischen den 
zuständigen Leistungsträgern unterschiedliche Auffassungen, so findet § 45 
des Zweiten Buches Anwendung. 

 

  
Personen, die nach dem Zweiten Buch als Erwerbsfähige oder als Angehörige 
dem Grunde nach leistungsberechtigt sind, erhalten keine Leistungen für den 
Lebensunterhalt. Abweichend von Satz 1 können Personen, die nicht 
hilfebedürftig nach § 9 des Zweiten Buches sind, Leistungen nach § 34 
erhalten. Bestehen über die Zuständigkeit zwischen den beteiligten 
Leistungsträgern 
unterschiedliche Auffassungen, so ist der zuständige Träger der Sozialhilfe für 
die Leistungsberechtigung nach dem Dritten oder Vierten Kapitel an die 
Feststellung einer vollen Erwerbsminderung im Sinne des §§ 43 Absatz 2 Satz 
2 des Sechsten Buches und nach Abschluss des Widerspruchsverfahrens an 
die Entscheidung der Agentur für Arbeit zur Erwerbsfähigkeit nach §§ 44a 
Absatz 1 des Zweiten Buchs gebunden. 

 
§ 45 

Feststellung der dauerhaften vollen Erwerbsminderung 
  
Der zuständige Träger der Sozialhilfe ersucht den nach § 109a Abs. 2 des 

Sechsten Buches zuständigen Träger der Rentenversicherung, die 
medizinischen Voraussetzungen des § 41 Abs. 3 zu prüfen, wenn es auf 
Grund der Angaben und Nachweise des Leistungsberechtigten als 
wahrscheinlich erscheint, dass diese erfüllt sind und das zu berücksichtigende 
Einkommen und Vermögen nicht ausreicht, um den Lebensunterhalt 
vollständig zu decken. Die Entscheidung des Trägers der Rentenversicherung 
ist für den ersuchenden Träger der Sozialhilfe bindend. Ein Ersuchen findet 
nicht statt, wenn 
1.    ein Träger der Rentenversicherung bereits die Voraussetzungen des § 41 

Abs. 3 im Rahmen eines Antrags auf eine Rente wegen Erwerbsminderung 
festgestellt hat oder 

2.

Die kommunalen Spitzenverbände und die Deutsche Rentenversicherung 
Bund können Vereinbarungen über das Verfahren schließen. 

    der Fachausschuss einer Werkstatt für behinderte Menschen über die 
Aufnahme in eine Werkstatt oder Einrichtung eine Stellungnahme 
abgegeben hat (§§ 2 und 3 der Werkstättenverordnung) und der 
Leistungsberechtigte kraft Gesetzes nach § 43 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 des 
Sechsten Buches als voll erwerbsgemindert gilt. 

§ 45 
Feststellung der dauerhaften vollen Erwerbsminderung 

 
Der zuständige Träger der Sozialhilfe ersucht den nach §§ 109a Absatz 2 des 
Sechsten Buches zuständigen Träger der Rentenversicherung, die 
medizinischen Voraussetzungen des §§ 41 Absatz 3 zu prüfen, wenn es auf 
Grund der Angaben und Nachweise des Leistungsberechtigten als 
wahrscheinlich erscheint, dass diese erfüllt sind und das zu berücksichtigende 
Einkommen und Vermögen nicht ausreicht, um den Lebensunterhalt 
vollständig zu decken. Die Entscheidung des Trägers der Rentenversicherung 
ist für den ersuchenden Träger der Sozialhilfe bindend; dies gilt auch für eine 
Entscheidung des Trägers der Rentenversicherung nach §§ 109a Absatz 3 
des Sechsten Buches. Eines Ersuchens nach Satz 1 bedarf es nicht, wenn 
 
1. ein Träger der Rentenversicherung bereits die Voraussetzungen des §§ 41 
Absatz 3 im Rahmen eines Antrags auf eine Rente wegen Erwerbsminderung 
festgestellt hat, oder 
 
2. ein Träger der Rentenversicherung bereits nach §§ 109a Absatz 2 und 3 
des Sechsten Buches eine gutachterliche Stellungnahme abgeben hat, oder 
 
3. der Fachausschuss einer Werkstatt für behinderte Menschen über die 
Aufnahme in eine Werkstatt oder Einrichtung eine Stellungnahme nach 
Maßgabe der §§§ 2 und 3 der Werkstättenverordnung abgegeben hat und der 



 Leistungsberechtigte kraft Gesetzes nach §§ 43 Absatz 2 Satz 3 Nummer 1 
des Sechsten Buches als voll erwerbsgemindert gilt. 
 
Die kommunalen Spitzenverbände und die Deutsche Rentenversicherung 
Bund können Vereinbarungen über das Verfahren schließen. 
 

Sonstige Vorschriften 
  

 
In § 85 Absatz 2 Satz 2 zweiter Halbsatz des Sozialgerichtsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 1975 (BGBl. I S. 2535), 
das zuletzt durch … (BGBl. I S. …) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 
44b Abs. 3 Satz 3“ durch die Wörter „§ 44b Absatz 1 Satz 3“ ersetzt.  
 
In § 4 Nummer 15 des Umsatzsteuergesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. Februar 2005 (BGBl. I S. 386), das zuletzt durch … 
(BGBl. I S. …) geändert worden ist, wird das Wort „Arbeitsgemeinschaften“ 
durch die Wörter „gemeinsamen Einrichtungen“ ersetzt.  
 
Die Einigungsstellen-Verfahrensverordnung vom 23. November 2004 
(BGBl. I S. 2916), die zuletzt durch … (BGBl. I S. …) geändert worden ist, 
wird aufgehoben. 
 
Die Anlage I (Bundesbesoldungsordnungen A und B) des 
Bundesbesoldungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. 
Juni 2009 (BGBl. I S. 1434), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 29. 
Juli 2009 (BGBl. I S. 2424) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
1. Die Besoldungsgruppe A 13 wird wie folgt geändert: 
 
a) Nach der Amtsbezeichnung „Erster Polizeihauptkommissar“ wird die 
Amtsbezeichnung „Geschäftsführer einer gemeinsamen Einrichtung 
(Jobcenter)“ mit dem Fußnotenhinweis „22)“ eingefügt. 
 
b) Folgende Fußnote „22)“ wird angefügt: 
 
„22) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 14, A 15, A 16, B 2, B 3.“ 
 



2. Die Besoldungsgruppe A 14 wird wie folgt geändert: 
 
a) Nach der Amtsbezeichnung „Chefarzt“ mit dem Fußnotenhinweis „2)“ wird 
die Amtsbezeichnung „Geschäftsführer einer gemeinsamen Einrichtung 
(Jobcenter)“ mit dem Fußnotenhinweis „10)“ eingefügt. 
 
b) Folgende Fußnote „10)“ wird angefügt: 
 
„10) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 13, A 15, A 16, B 2, B 3.“ 
 
3. Die Besoldungsgruppe A 15 wird wie folgt geändert: 
 
a) Nach der Amtsbezeichnung „Gesandter“ mit dem Fußnotenhinweis „11)“ 
wird die Amtsbezeichnung „Geschäftsführer einer gemeinsamen Einrichtung 
(Jobcenter)“ mit dem Fußnotenhinweis „12)“ eingefügt. 
 
b) Folgende Fußnote „12)“ wird angefügt: 
 
„12) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 13, A 14, A 16, B 2, B 3.“ 
 
4. Die Besoldungsgruppe A 16 wird wie folgt geändert: 
 
a) Nach der Amtsbezeichnung „Gesandter“ mit dem Fußnotenhinweis „9)“ wird 
die Amtsbezeichnung „Geschäftsführer einer gemeinsamen Einrichtung 
(Jobcenter)“ mit dem Fußnotenhinweis „15)“ eingefügt. 
 
b) Folgende Fußnote „15)“ wird angefügt: 
 
„15) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 13, A 14, A 15, B 2, B 3.“ 
 
5. Die Besoldungsgruppe B 2 wird wie folgt geändert: 
 
a) Nach der Amtsbezeichnung „Direktor und Professor“ mit dem Zusatz „– als 
Leiter einer wissenschaftlichen Forschungseinrichtung –“ und mit dem 
Fußnotenhinweis „1)“ und mit dem Zusatz „– bei einer wissenschaftlichen 
Forschungseinrichtung oder in einem wissenschaftlichen Forschungsbereich 
als Leiter einer Abteilung, eines Fachbereichs, eines Instituts sowie einer 
großen oder bedeutenden Gruppe (Unterabteilung) oder eines großen oder 
bedeutenden Laboratoriums, soweit sein Leiter nicht einem 



Unterabteilungsleiter oder Gruppenleiter unmittelbar unterstellt ist –“ wird die 
Amtsbezeichnung „Geschäftsführer einer gemeinsamen Einrichtung 
(Jobcenter)“ mit dem Fußnotenhinweis „11)“ eingefügt. 
 
b) Folgende Fußnote „11)“ wird angefügt: 
 
„11) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 13, A 14, A 15, A 16, B 3 
 
6. Die Besoldungsgruppe B 3 wird wie folgt geändert: 
 
a) Nach der Amtsbezeichnung „Gesandter“ mit dem Fußnotenhinweis „9)“ wird 
die Amtsbezeichnung „Geschäftsführer einer gemeinsamen Einrichtung 
(Jobcenter)“ mit dem Fußnotenhinweis „26)“ eingefügt. 
 
b) Folgende Fußnote „26)“ wird angefügt: 
 
„26) Soweit nicht in den Besoldungsgruppen A 13, A 14, A 15, A 16, B 2 
 
 
 
 
 
 

Grundgesetz 
  

Artikel 91e  
 
(1) Bei der Ausführung von Bundesgesetzen auf dem Ge- biet der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende wirken Bund und Länder oder die nach 
Landesrecht zuständigen Gemein- den und Gemeindeverbände in der Regel 
in gemeinsamen Einrichtungen zusammen.  
 
(2) Der Bund kann zulassen, dass eine begrenzte Anzahl von Gemeinden und 
Gemeindeverbänden auf ihren Antrag und mit Zustimmung der obersten 
Landesbehörde die Aufgaben nach Absatz 1 allein wahrnimmt. Die 
notwendigen Aus- gaben einschließlich der Verwaltungsausgaben trägt der 
Bund, soweit die Aufgaben bei einer Ausführung von Gesetzen nach Absatz 1 
vom Bund wahrzunehmen sind.  



 
(3) Das Nähere regelt ein Bundesgesetz, das der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf.“ 

Artikel 3 des Gesetzes zur Weiterentwicklung der Organisation der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am 1. Januar 2011 in Kraft.  

 

Die §§ 6a, 6c, 48a und b, 75 und 76, der Wegfall der §§ 51c und 65c und die Änderungen der §§ 51a, 51b und 55 treten am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

 
 


